
Anhang 1 
(zu Artikel 1 Nummer 25)  
Anlage 1 
(zu § 17 Absatz 1) 

 

 
Wahlbenachrichtigung 

 
 

Wahlbenachrichtigung 
für die Wahl zum Sächsischen Landtag 

 

 

  
Wahltag: 
Wahlzeit: 

 
Sonntag, der ______________ 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 

   
Freimachungs-

vermerk 

 

  
Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im unten angegebenen Wahlraum wählen. Bringen Sie diese Benach-
richtigung zur Wahl mit und halten Sie Ihren Personalausweis oder Reisepass bereit. Sie dürfen Ihr Wahlrecht nur persönlich 
und nur einmal ausüben. 
Wenn Sie in einem anderen Wahlraum Ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen wollen, benötigen Sie einen Wahlschein. 
Wahlscheinanträge werden nur                                   bis zum Freitag, den __________, 16.00 Uhr oder 
bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung auch noch bis zum Wahltag, 13.00 Uhr entgegengenommen. Der Antrag kann mündlich, 
schriftlich, per Telefax oder E-Mail gestellt werden, jedoch nicht telefonisch. Dabei sind Familienname, Vorname, Geburtsdatum und 
vollständige Wohnanschrift anzugeben; um Angabe der unten genannten Wählerverzeichnisnummer wird gebeten. Wer für einen 
anderen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt, muss eine schriftliche Vollmacht vorlegen. 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden auf dem Postweg übersandt oder amtlich überbracht. Sie können auch persönlich 
oder durch einen Bevollmächtigten bei der Gemeinde abgeholt werden. Bei persönlicher Abholung kann auch sofort bei der Ge-
meinde gewählt werden. 
 
Etwaige Unrichtigkeiten in Ihrer Anschrift teilen Sie bitte der Gemeinde mit. 
 

 
 
 
(Ggfs. Weisung zum Sendungsverbleib bei Unzu-
stellbarkeit und Umzug1) 
 
(Adresse:) 

______________________________ 
 
______________________________ 
 
______________________________ 
 

Gemeinde _______________ 
________________________ 

Wahlraum barrierefrei/nicht barrierefrei2 
 

Wahlbezirk/Wählerverz.-Nr. 
___/________ 
 

 
Auskünfte zu barrierefreien Wahlräumen erhalten Sie unter der 
Telefonnummer: ___ / ________, E-Mail: ___________, zu 
Hilfsmitteln für Blinde und Sehbehinderte unter der Telefon-
nummer: ____/ ________ , E-Mail: ___________  
 

 
 

 

                                                 
1 Die Rücksendung der Wahlbenachrichtigung bei Unzustellbarkeit und die Nachsendung der Wahlbenachrichtigung bei Umzug des Wahlberechtigten mit Mitteilung der neuen An-
schrift an die Gemeinde (früher Vorausverfügung) ist durch Beauftragung eines entsprechenden Versendungsproduktes beim jeweiligen Postdienstleister möglich. Die genaue Formu-
lierung ist von der Gemeinde in Absprache mit dem jeweiligen Postdienstleister einzutragen.  
2 Nichtzutreffendes bitte streichen  
 



 
Wahlbenachrichtigung deutsch/sorbisch 

 

 
 

Wahlbenachrichtigung  
für die Wahl zum Sächsischen Landtag / za wólby do Sakskeho krajneho sejma 

 

 

  
Wahltag : 
Wahlzeit : 

 
Sonntag, der  ______________ 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr / 8.00 do 18.00 ho  
 

   
Freimachungs-

vermerk /  
ene 

 

  
Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im unten angegebenen Wahlraum wählen. Bringen Sie diese Benachrichtigung zur Wahl mit 
und halten Sie Ihren Personalausweis oder Reisepass bereit. Sie dürfen Ihr Wahlrecht nur persönlich und nur einmal ausüben. 
 
Wenn Sie in einem anderen Wahlraum Ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen wollen, benötigen Sie einen Wahlschein. Wahlscheinanträge werden 
nur                                                            bis zum Freitag, den __________, 16.00 Uhr oder 
bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung auch noch bis zum Wahltag, 13.00 Uhr entgegengenommen. Der Antrag kann mündlich, schriftlich, per Telefax 
oder E-Mail gestellt werden, jedoch nicht telefonisch. Dabei sind Familienname, Vorname, Geburtsdatum und vollständige Wohnanschrift anzugeben; um 
Angabe der unten genannten Wählerverzeichnisnummer wird gebeten. Wer für einen anderen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt, muss eine 
schriftliche Vollmacht vorlegen. 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden auf dem Postweg übersandt oder amtlich überbracht. Sie können auch persönlich oder durch einen Bevollmäch-
tigten bei der Gemeinde abgeholt werden. Bei persönlicher Abholung kann auch sofort bei der Gemeinde gewählt werden. 
Etwaige Unrichtigkeiten in Ihrer Anschrift teilen Sie bitte der Gemeinde mit. 
S podatej lenku na wólby sobu  per-
sonalny w . n  
 
C -li swojeho wólbneho wokrjesa abo z listom . je                  
                                                      

 dnju wólbow  ertnje, pisomnje, z faksom abo z e-mail pro-
nic pak telefonisce.   prosymy aneho 

za  listowe wólby prosy, dyrbi pisomnu  .  
listowe wólby so z póstom abo  sej je na gmejnje 

abo  .  sej  wotew  na gmejnje    
 adresa prawje podata njeje, njech swojej gmejnje . 

 

 
 
 
(Ggfs. Weisung zum Sendungsverbleib 
bei Unzustellbarkeit und Umzug / ewtl. 

so adresat e  abo 
1) 

 
 
 
(Adresse / adresa:) 

_______________________ 
_______________________ 
_______________________ 
 

Gemeinde / gmejna 
________________________ 

Wahlraum barrierefrei/nicht barrierefrei /  
 je/njeje bjez barjerow2  

 

Wahlbezirk/Wählerverz.-Nr. 
wolerjow ___/________ 
 

Auskünfte zu barrierefreien Wahlräumen erhalten Sie unter der Telefonnummer /  
bjez barjerow  

 ___ / ________, e-mail ___________,  
zu Hilfsmitteln für Blinde und Sehbehinderte unter der Telefonnummer /  
wo  pomocy  ____/ ________ , 
e-mail ___________  
 

 
 

 

                                                 
1 Die Rücksendung der Wahlbenachrichtigung bei Unzustellbarkeit und die Nachsendung der Wahlbenachrichtigung bei Umzug des Wahlberechtigten mit Mitteilung der neuen Anschrift an die Gemeinde 
(früher Vorausverfügung) ist durch Beauftragung eines entsprechenden Versendungsproduktes beim jeweiligen Postdienstleister möglich. Die genaue Formulierung ist von der Gemeinde in Absprache mit 
dem jeweiligen Postdienstleister einzutragen. /  - a - 
nje noweje adresy , dóstanje-li ulaciju ma 

 
2 Nichtzutreffendes bitte streichen /  



Anhang 2 
(zu Artikel 1 Nummer 26) 
Anlage 2 
(zu § 17 Absatz 2) 

 
Rückseite der Wahlbenachrichtigung 

Wahlscheinantrag 
 
Diesen Wahlscheinantrag nur ausfüllen, unterschreiben und bei der Gemeinde abgeben oder absenden, wenn Sie 
nicht in Ihrem Wahlraum, sondern in einem anderen Wahlbezirk Ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen 
wollen. In diesen Fällen 
1. den Antrag in Druck- oder Maschinenschrift ausfüllen, 
2. das Zutreffende ankreuzen , 
3. bei Rücksendung des Antrages auf dem Postweg diesen in frankiertem Umschlag (Beförderungsentgelt) absen-

den. 
 
An die 
Gemeinde __________________________ 
___________________________________ 

 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines 
Für die Landtagswahl am __________ beantrage ich die Erteilung eines Wahlscheines   

   für mich 

Familienname, Vornamen: 

   als Vertreter für nachstehend genannte Person. 1) 

__________________________________________________________________ 

Geburtsdatum: __________________________________________________________________ 

Anschrift: __________________________________________________________________ 
 (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

Der Wahlschein mit Briefwahlunterlagen 

  soll an meine oben angegebene Adresse geschickt werden, 
  soll an mich an folgende Adresse geschickt werden: 

______________________________________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

______________________________________________________________________________________ 
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

  wird abgeholt. 
 

  Es wird gebeten, das Merkblatt zur Briefwahl in sorbischer Sprache zu übersenden. (Gilt nur im sorbischen Sied-
lungsgebiet.) 2) 

 
(Datum) (Unterschrift des Wahlberechtigten oder – bei Vertretung – des Bevollmächtigten) 
_________________________________________________________________________________________ 
 
Vollmacht des Wahlberechtigten 
Ich bevollmächtige 

  zur Stellung des Antrags auf Erteilung eines Wahlscheins 

  zur Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen 

      Familienname, Vorname: __________________________________________________________________ 

      Straße, Hausnummer:       __________________________________________________________________ 

      Postleitzahl, Ort:               __________________________________________________________________ 

Geburtsdatum:               __________________________________________________________________ 

(Datum) (Unterschrift des Wahlberechtigten) 
__________________________________________________________________________________________ 
 
Erklärung des Bevollmächtigten (nicht vom Wahlberechtigten auszufüllen) 
Hiermit versichere ich, 
      Familienname, Vorname:_________________________________________________________________, 
 
dass ich nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme vertrete und bestätige den Erhalt der Unterla-
gen. 
 
(Datum) (Unterschrift des Bevollmächtigten) 
 
________________________________________ 
1) Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt 

ist (§ 23 Absatz 1 der Landeswahlordnung). Die Eintragung im vorstehenden Feld „Vollmacht des Wahlberechtigten“ erfüllt diese 
Voraussetzung. 

2) Gemäß § 43 Satz 2 der Landeswahlordnung ist das Merkblatt zur Briefwahl dem Wahlschein in sorbischer Sprache beizufügen, 
wenn es vom Wahlberechtigten im Wahlscheinantrag in sorbischer Sprache angefordert wird. Außerhalb des sorbischen Sied-
lungsgebiets kann dieser Punkt aus dem Antragsformular gestrichen werden. 



Wahlscheinantrag deutsch/sorbisch 
 

Wahlscheinantrag / Próstwa  
 

Diesen Wahlscheinantrag nur ausfüllen, unterschreiben und 
bei der Gemeinde abgeben oder absenden, wenn Sie nicht in 
Ihrem Wahlraum, sondern in einem anderen Wahlbezirk 
Ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen wollen. In 
diesen Fällen 
1. den Antrag in Druck- oder Maschinenschrift ausfüllen, 
2. das Zutreffende ankreuzen , 
3. bei Rücksendung des Antrages auf dem Postweg diesen 
in frankiertem Umschlag (Beförderungsentgelt) absenden. 
 

Tutu próstwu , podpis  a wot-
 ,  w swojej wólbnej rum  

, ale w druhim wólbnym  swojeho wólbneho 
wokrjesa abo z listom.  
 
1. próstwu w pismje abo , 

  
3. p róstwu w f  wobalce ( e-
nym portom)  

 
An die 
Gemeinde / gmejnje ______________________ 
_______________________________________ 

 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines / Próstwa wo  a 
Für die Landtagswahl am              __________ beantrage ich die Erteilung eines Wahlscheines  
Za wólby do krajneho sejma dnja                         
 

   für mich / za sebje 

Familienname, Vornamen / 

swójbne mj -je: 

   als Vertreter für nachstehend genannte Person 1) 

___________________________________________________ 

Geburtsdatum / datum naroda: ___________________________________________________ 

Anschrift / adresa: ___________________________________________________ 
 (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort ) 

 
Der Wahlschein mit Briefwahlunterlagen /  

  soll an meine oben angegebene Adresse geschickt werden  
  soll an mich an folgende Adresse geschickt werden : 

______________________________________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname ) 

______________________________________________________________________________________ 
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort / ) 

  wird abgeholt / sej wotewozmu. 
 

  Es wird gebeten, das Merkblatt zur Briefwahl in sorbischer Sprache zu übersenden. (Gilt nur im sorbischen Siedlungsgebiet.) / 
listowe wólby w 2) 

 
(Datum / datum) (Unterschrift des Wahlberechtigten oder – bei Vertretung – des Bevollmächtigten / podpis wólbokmaneho abo – w 

– ) 
_____________________________________________________________________________________________________ 
 
Vollmacht des Wahlberechtigten / Po  
Ich bevollmächtige /  

  zur Stellung des Antrags auf Erteilung eines Wahlscheins wo  

  zur Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen listowe wólby  

      Familienname, Vorname / swój : _______________________________________________ 

      Straße, Hausnumme . domu:      _______________________________________________ 

      Postleitzahl, Ort /wjes:               _______________________________________________ 

Geburtsdatum / datum naroda:                 _______________________________________________ 

 
(Datum / datum) (Unterschrift des Wahlberechtigten / podpis wólbokmaneho) 
_____________________________________________________________________________________________________ 
 
Erklärung des Bevollmächtigten (nicht vom Wahlberechtigten auszufüllen) /  (nima 
wólbo ) 
 
Hiermit versichere ich,  
      Familienname, Vorname : _________________________________________________, 
 
dass ich nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme vertrete und bestätige den Erhalt der Unterlagen /  

 njezastupuju . 
 
(Datum  / datum) (Unterschrift des Bevollmächtigten ) 
 
________________________________________ 
1)  Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist (§ 23 Absatz 1 der Landes-

Voraussetzung. , 
porjada wo wólbach w kraju

 
2)  Gemäß § 43 Satz 2 der Landeswahlordnung ist das Merkblatt zur Briefwahl dem Wahlschein in sorbischer Sprache beizufügen, wenn es vom Wahlberechtigten 

im Wahlscheinantrag in sorbischer Sprache angefordert wird. Außerhalb des sorbischen Siedlungsgebiets kann dieser Punkt aus dem Antragsformular gestri-
chen werden. wo wólbach w kraju w serb- -li  
wólbok z formulara za próstwu  



Anhang 3 
(zu Artikel 1 Nummer 27) 
Anlage 2A 
(zu § 18 Absatz 1) 

 
Bekanntmachung 

der Gemeinde __________________ 
über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
 

für die Wahl zum Sächsischen Landtag 
am _____________ 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Landtagswahl für die Gemeinde 

______________________________________________________________ 
 
für die Wahlbezirke der Gemeinde 
______________________________________________________________ 
 
wird in der Zeit vom ___________________ bis ________________________ 

(20. bis 16. Tag vor der Wahl) 
 
während der üblichen Dienststunden1 
______________________________________________________________________________ 

(Ort der Einsichtnahme)2  
 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Innerhalb der Einsichtsfrist kann der Wahl-
berechtigte von der Gemeinde einen Auszug aus dem Wählerverzeichnis über die zu seiner Per-
son eingetragenen Daten verlangen. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahl-
berechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis ein-
getragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.3 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis 
zum 16. Tag vor der Wahl, 
spätestens am ___________________ bis ___________________ Uhr 

(16. Tag vor der Wahl) 
 
bei der Gemeindeverwaltung4 
______________________________________________________________________________ 
Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
_____________________________ eine Wahlbenachrichtigung. 

(21. Tag vor der Wahl) 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht 
nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 

______________________________________________________________________________ 
(Nummer und Name) 
 

- durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 

- oder durch Briefwahl  



teilnehmen. 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 16 Absatz 1 der Landeswahlordnung (bis zum _____________) 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 19 Absatz 1 der Landes-
wahlordnung (bis zum ______________) versäumt hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 16 
Absatz 1 der Landeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 19 Absatz 1 der Lan-
deswahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeinde/Stadt gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten  
bis zum ___________________ 16.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder 

(2. Tag vor der Wahl) 
elektronisch beantragt werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 
13.00 Uhr, gestellt werden. 

 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe 
a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahl-
tag, 13.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
weisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderungen kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen grünen Wahlumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen gelben 

Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag 
bis 16.00 Uhr eingeht. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben 
werden. 

 
 

Datenschutzrechtliche Hinweise 
 

1. Wurde ein Antrag auf Eintragung ins Wählerverzeichnis gestellt oder Einspruch gegen die Richtig-
keit oder Vollständigkeit des Wählerverzeichnisses eingelegt, so werden die in diesem Zusam-
menhang angegebenen, personenbezogenen Daten zur Bearbeitung des Antrages bzw. des Ein-
spruchs verarbeitet, § 16 und § 19 der Landeswahlordnung. 
 
Wurde ein Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins gestellt oder haben Sie eine Vollmacht für die 
Beantragung eines Wahlscheins und/oder für die Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterla-
gen ausgestellt, so werden die in diesem Zusammenhang angegebenen, personenbezogenen Da-
ten zur Bearbeitung des Antrages beziehungsweise zur Prüfung der Bevollmächtigung verarbeitet,  
§ 17 Absatz 2 des Sächsischen Wahlgesetzes, §§ 22 bis 24 der Landeswahlordnung. Die Angaben 



im Rahmen der Erklärung des Bevollmächtigten, dass er nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei 
der Empfangnahme vertritt, dienen dazu, die Berechtigung des Bevollmächtigten für die Beantra-
gung eines Wahlscheins bzw. die Berechtigung für den Empfang des Wahlscheins und der Brief-
wahlunterlagen zu prüfen, § 23 Absatz 1 Satz 6, § 24 Absatz 6 der Landeswahlordnung.  
 
Die Gemeinde führt Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, § 24 Absatz 7 der Landeswahlord-
nung, ein Verzeichnis über für ungültig erklärte Wahlscheine, § 24 Absatz 8 Satz 1 der Landes-
wahlordnung, sowie ein Verzeichnis über die Bevollmächtigten und die an sie ausgehändigten 
Wahlscheine, § 24 Absatz 6 Satz 4 der Landeswahlordnung.  
 

2. Sie sind nicht verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen. Eine Bearbeitung des 
Antrages auf Eintragung in das Wählerverzeichnis, des Einspruchs gegen das Wählerverzeichnis 
und des Antrages auf Erteilung eines Wahlscheins sowie die Erteilung bzw. Aushändigung des 
Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an einen Bevollmächtigten ist ohne die Angaben nicht 
möglich. 

 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbezogenen Daten ist die oben ge-

nannte Gemeinde. Die Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten sind: 
_______________ 
 

4. Im Falle einer Beschwerde gegen die Versagung der Eintragung ins Wählerverzeichnis, gegen die 
Ablehnung des Einspruchs gegen das Wählverzeichnis oder gegen die Versagung des Wahl-
scheins ist Empfänger der personenbezogenen Daten der Kreiswahlleiter (Postanschrift: 
_____________). 

 
5. Die Frist für die Speicherung der im Zusammenhang mit der Führung des Wählerverzeichnisses, 

der Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, des Verzeichnisses über für ungültig erklärte Wahl-
scheine und des Verzeichnisses über die Bevollmächtigten und die an sie ausgehändigten Wahl-
scheine verarbeiteten personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 3 der Landeswahl-
ordnung: Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisses über für ungültig erklärte 
Wahlscheine und Verzeichnisse der Bevollmächtigten sind nach Ablauf von sechs Monaten seit 
der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes 
Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Er-
mittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können.  
 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches 

Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Ab-

satz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-
Grundverordnung) 

- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Datenschutzdurch-
führungsgesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 

- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Säch-
sisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 

 
Einschränkungen ergeben sich aus den wahlrechtlichen Vorschriften, insbesondere durch die Vor-
schriften über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und den Erhalt einer Kopie, 
§ 17 Absatz 1 des Sächsischen Wahlgesetzes in Verbindung mit § 18 Absatz 2 und 3 der Landes-
wahlordnung, durch die Vorschriften über den Einspruch und Beschwerde gegen das Wählerver-
zeichnis, § 19 der Landeswahlordnung. 

 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht 

rechtmäßig erfolgt, können Sie Beschwerden an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Post-
anschrift: Sächsischer Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden, E-Mail: 
saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 

 
Ort, Datum       Gemeindeverwaltung 
 
___________________________________ 
1 Ggf. Zeiten angeben. 
2 Für jeden Ort der Einsichtnahme ist anzugeben, ob er barrierefrei oder nicht barrierefrei ist. Wenn mehrere Einsichtsstellen 

eingerichtet sind, diese und die ihnen zugeteilten Ortsteile oder dgl. oder die Nummern der Wahlbezirke angeben. 
3 Nicht zutreffendes streichen. 
4 Dienststelle, Gebäude und Zimmer angeben. 



Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen (sorbisch) 
 

Wozjewjenje 
gmejny __________________ 

wo prawje na dohlad do zapisa wolerjow a   
  
 

za wólby do Sakskeho krajneho sejma  
dnja _____________ 

 
1. Zapis wolerjow za wólby do krajneho sejma za gmejnu  

______________________________________________________________ 
 
za wólbne wobwody gmejny 
______________________________________________________________ 
 

 w dobje wot ___________________ do ________________________ 
(20. do 16. d ) 

 
  1 

______________________________________________________________________________ 
( so )2  

 
wólbokmanym móhli W tutej dobje 
zapisa wolerjow z datami wo swojej wosobje, kotre zapis wobsahuje, 

  o -
registrowanych wosobow 

 w 
u   

 
dnym elektroniskim 

3 
 

 
2. , 

 ___________________ do ___________________  
        (16. ) 

 
4 

______________________________________________________________________________ 
. 

P e abo ertnje za protokol.  
 
 

3. Wólbokmani, k  
_____________________________ . 

(21. ) 
 

tola 
, nochce-li so tomu  nje .   

 
buchu  na swójsku próstwu w z wo 

listowe wólby  njedóstanu.  
 

 
4.   

______________________________________________________________________________ 
( ) 
 

- z    (wólbny wobwod) tutoho wólbneho 

wokrjesa 

- abo  z listom  

. 



5. próstwu  
5.1 je w zapisu wolerjow registrowany, 
5.2 wólbokmany  w zapisu wolerjow registrowany njeje, 

a) hdy  dopokaza, zo je bjez swójskeje winy  próstwy wo 
porjada wo wólbach w kraju 

_____________) abo za protest  wo 
wólbach w kraju  

b) 
 wo wólbach w kraju abo po poslednim terminje za 

zapoda  
c) bu jeho wólbne prawo w procesu tym hakle 

po do . 
 

 
___________________ 1 , ce  
(2.  
pro  
 

 schorjenju, dla so wólbokmany do wólbneje rum  
wo 

pro   
 

 wólbokm  
do . 

 
 a do c podawaja, wo 

 
 

 za druhu wosobu prosy, dyrbi z  dopoka
sej stajenju próstwy wot druheje wosoby pom-

. 
 
6. kom dóstanje wólbokmany  

- , 
- hamtsku zelenu wólbnu wobalku, 
-  
- . 

a listowe 
njena wosoba 

 njezastupuje; tole ma g  po-
je . Je-  

 
listowych 

n  
   

 
 
 

Pokiwy k prawu  
 

1. Je-li   
zapisa wolerjow , budu so jeho w tutym zwisku podate wosobinske daty za 

je próstwy resp. ; § 16 a § 19 porjada wo wólbach w kraju. 
 
 Je- próstwu wo  abo ma-

mi za listowe wólby, budu so w tutym 
zwisku podate wosobinske 
wosoby  wo wólbach 
w kraju.  we 

pruwowanju
woprawnjena, wo wólbny k a po  za listowe wólby , § 23 

 wo wólbach w kraju.     
 



 Gmejna  zapis  wo wólbach w 
kraju, za sada 1 
porjada wo wólbach w kraju

o porjada wo wólbach w kraju.  
 
2. Nichtó njeje winowaty, swoje wosobinske  wole-

rjow, protest  wo 
wud  listowe 
wosobje so .   

 
3. Za  podatych wosobinskich datow je horjeka mjenowana gmejna . Kontaktne 

 su:  _______________ 
 
4.  ach   do zapisa wolerjow, dla wotpokazanja protesta 

  ar wosobinskich datow wokr-
jesny nawoda wólbow (póstowa adresa: ____________). 

 
5. Doba   w zwisku ze zapisom wolerjow, 

zapisom  nych wólbnych 
 a zapisom i-

wane,  § 78 wo k 3 porjada wo wólbach w kraju: Zapisy wolerjow, zapisy wo 
wólbn , zapisy wo  a zapisy wo 

wólbach njeje-li krajny nawoda 
ho postaji móhli za  

s  
 
6. -li zakonsce woprawnjeny/a, e prawo: 

- p (
a datow, artikl 15 atow) 

- k-
artikl 16 ) 

- prawo na 
, artikl 17 ) 

-  
Sakskeho , artikl 18 a-
tow) 

 
Wobmjezowanja rezultuja 
dohlad do zapisa wolerjow a prawje na kopiju, § 17  1 Sakskeho wólbneho zakonja w zwi-
sku z § 18  2 a 3 porjada wo wólbach w kraju, 
nastupajo zapis wolerjow, § 19 porjada wo wólbach w kraju. 

 
7. daty po prawje 

Sa  (póstowa adresa: , 
PF 12 00 16, 01001 -mail: saechsdsb@slt.sachsen.de).  

 
 
 

atum       gmejnski zarjad 
 
___________________________________ 
1 ewtl.  
2 Z ,  Je- tnow, maja so 

 
3 itrjechi,  
4 , twarje  
 
 
 
 



Anhang 4 
(zu Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe c) 
Anlage 9 
(zu § 30 Absatz 4 Nummer 1 und 2) 

 
Rückseite des Formblatts für die Zustimmungserklärung für Bewerber eines Kreiswahlvorschlags 

Informationen zum Datenschutz 
 
Für die mit Ihrer Zustimmungserklärung angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 
1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber 

nach § 20 Absatz 1 des Sächsischen Wahlgesetzes und Ihre Wählbarkeit nach § 14 des Sächsischen Wahl-
gesetzes nachzuweisen. 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 2 Absatz 4 Sächsisches Da-
tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Daten-
schutz-Grundverordnung in Verbindung mit den §§ 14, 20, 25 und 26 des Sächsischen Wahlgesetzes und den 
§§ 30, 31 und 32 Landeswahlordnung. 
 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Die Benennung im Kreiswahlvor-
schlag und die Wählbarkeitsbescheinigung sind jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der auf der Vorderseite angegebenen personenbezogenen Daten ist die 

den Wahlvorschlag und die Wählbarkeitsbescheinigung einreichende Partei, sonstige politische Vereinigung 
oder der Einzelbewerber (_________________)1. 
 
Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wählbarkeitsbe-
scheinigung ist die Gemeinde, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Die Kontaktdaten des Da-
tenschutzbeauftragten können bei der Gemeinde erfragt werden. Sie sind von der Gemeinde gemäß § 2 Ab-
satz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 37 Absatz 7 Datenschutz-Grundverordnung zu 
veröffentlichen. 
 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten sind der Kreiswahlleiter (Postanschrift: _____________) und der 
Kreiswahlausschuss (Postanschrift: c/o Kreiswahlleiter _____________). 
Im Falle von Beschwerden gegen die Entscheidung des Kreiswahlausschusses oder bei Wahleinsprüchen 
können auch der Landeswahlausschuss, der Landeswahlleiter, der Sächsische Landtag, die sonstigen nach 
dem Wahlprüfungsgesetz am Verfahren Beteiligten sowie der Sächsische Verfassungsgerichtshof, in anderen 
Fällen auch andere Gerichte Empfänger der personenbezogenen Daten sein. 

 
5. Die Frist für die Speicherung der mit der Zustimmungserklärung und der Wählbarkeitsbescheinigung verarbei-

teten personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 4 Landeswahlordnung: Zustimmungserklärun-
gen für Bewerber eines Kreiswahlvorschlages und die Wählbarkeitsbescheinigungen sind 60 Tage vor der 
Wahl des neuen Sächsischen Landtages zu vernichten. Der Landeswahlleiter kann zulassen, dass die Unter-
lagen früher vernichtet werden, soweit sie nicht für ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren oder für die 
Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können. 
 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Daten-

schutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Absatz 4 Säch-

sisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungs-

gesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Da-

tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Durch die Ausübung der vorbenannten Rechte wird Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber nicht zu-
rückgenommen und die ausgestellte Wählbarkeitsbescheinigung nicht ungültig (§ 20 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 
2 des Sächsischen Wahlgesetzes). Die Rücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen sowie die Beseiti-
gung von Mängeln sind nur unter den Voraussetzungen der §§ 23 bis 25 des Sächsischen Wahlgesetzes 
möglich. 

 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig 

erfolgt, können Sie Beschwerden an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Postanschrift: Sächsischer 
Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden, E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 

1 Name und Kontaktdaten sind von der Partei oder der sonstigen politischen Vereinigung einzutragen 



Anhang 5 
(zu Artikel 1 Nummer 30) 
Anlage 10 
(zu § 30 Absatz 4 Nummer 3) 

 

 
Felder bitte ausfüllen oder  ankreuzen 
Alle Angaben in Maschinen- oder Druckschrift 

 Niederschrift1  

über die Mitglieder-/Vertreterversammlung2

zur Aufstellung des Direktkandidaten 
der ________________________________________________ 

(Name der Partei und ihre Kurzbezeichnung) 

für den Wahlkreis ____________________________________________ 
(Nummer und Name des Wahlkreises) 

zur Wahl zum ___ Sächsischen Landtag 
 
_________________________________________________________________________________ 

(einberufende Stelle der Partei) 
hatte am  ________________________ durch _________________________________________ 

 (Form der Einladung) 

 eine – gemeinsame –2 Mitgliederversammlung der Partei im Wahlkreis 
(Mitgliederversammlung zur Wahl eines Direktkandidaten ist eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im Wahlkreis zum Sächsischen Landtag wahlberechtigten Mitglieder.) 

 die Mitglieder der – gemeinsamen –2 besonderen Vertreterversammlung 
(Besondere Vertreterversammlung ist eine Versammlung von Vertretern, die nach § 21 Absatz 1 Satz 3 des Sächsi-
schen Wahlgesetzes für die Aufstellung des Direktkandidaten gewählt worden sind.) 

 die Mitglieder der – gemeinsamen –2 allgemeinen Vertreterversammlung 
(Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung der Partei allgemein für bevorstehende Wahlen nach § 21 
Absatz 1 Satz 4 des Sächsischen Wahlgesetzes gewählte Versammlung.) 

(Gemeinsame Mitgliederversammlung oder gemeinsame Vertreterversammlung zur Wahl mehrerer Direktkandidaten ist eine 
Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts in mehreren Wahlkreisen wahlberechtigten Mitglieder, wenn gemäß § 21 
Absatz 2 des Sächsischen Wahlgesetzes die Wahlkreise die Grenze eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt nicht 
durchschneiden.)1 

auf den ______________________, _____________ Uhr, 

nach 
_________________________________________________________________________________ 

(Anschrift des Versammlungsraumes mit Straße, Postleitzahl und Ort) 

 zum Zwecke der Aufstellung eines Direktkandidaten  
 zum Zwecke der Wiederholung der Abstimmung über die Aufstellung eines Direktkandidaten 

einberufen. 
 
Erschienen waren _________________ stimmberechtigte Mitglieder/Vertreter.2, 3 
 (Zahl)  
Die Versammlung wurde geleitet von: ______________________________________________ 
 (Vor- und Familienname) 
  

Die Versammlung bestellte zum Schriftführer: ______________________________________________ 
 (Vor- und Familienname) 
 
Der Versammlungsleiter stellte fest, 
 
1. dass die Vertreter in Mitgliederversammlungen der Partei im Wahlkreis  

in der Zeit vom _______________________ bis ________________________ 
   für die besondere Vertreterversammlung 
   für die allgemeine Vertreterversammlung 

gewählt worden sind;4 
 
2.   dass die Stimmberechtigung aller Erschienenen, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben ha-

ben, festgestellt worden ist; 
  dass auf seine ausdrückliche Frage von keinem Versammlungsteilnehmer die Mitgliedschaft, 
die Vollmacht und das Wahlrecht eines Teilnehmers, der Anspruch auf Stimmberechtigung er-
hoben hat, angezweifelt wird; 

 
3.   dass nach der Satzung der Partei 



 

 

   dass nach den allgemein für Wahlen der Partei geltenden Bestimmungen 
   dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss  
als Bewerber gewählt ist, wer5 _______________________________________________________ 
 
4.  dass mit verdeckten Stimmzetteln geheim abzustimmen ist und dass jeder stimmberechtigte Teil-

nehmer auf dem Stimmzettel unbeobachtet den Namen des von ihm bevorzugten Bewerbers zu 
vermerken hat; 

 
5.  dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war; 
 
6.  dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm in angemessener Zeit vorzustellen. 
 
Als Bewerber wurden vorgeschlagen: 
1. ______________________________________________ 
2. ______________________________________________ 
3. ______________________________________________ 
 (Familiennamen, Vornamen, Anschriften) 
 
Für die Abstimmung wurden einheitliche Stimmzettel verwendet. Jeder anwesende stimmberechtigte 
Teilnehmer erhielt einen Stimmzettel. Die Abstimmungsteilnehmer vermerkten den Namen des von 
ihnen gewünschten Bewerbers auf dem Stimmzettel und gaben diesen verdeckt ab. 
Nach Schluss der Stimmabgabe wurde das Wahlergebnis festgestellt und verkündet.  
 
Es erhielten: 

1. _____________________________________________      __________________    Stimmen 

2. _____________________________________________      __________________    Stimmen 

3. _____________________________________________      __________________    Stimmen 
   (Familiennamen und Vornamen der Bewerber) 
 
           Stimmenthaltungen:     __________________ 

           Ungültige Stimmen:     __________________ 

           Zusammen:     __________________ 
 
Hiernach hat _____________________________________________ - keiner der Vorgeschlagenen2) 

die erforderliche Stimmenmehrheit erhalten. 
 
Im 2. Wahlgang6 wurde zwischen folgenden Bewerbern in gleicher Weise wie beim 1. Wahlgang ab-
gestimmt: 

1. ____________________________________ und 2. ____________________________________ 
   (Familiennamen und Vornamen der Bewerber) 
 
Dabei erhielten: 

1. _____________________________________________      __________________    Stimmen 

2. _____________________________________________      __________________    Stimmen 
   (Familiennamen und Vornamen der Bewerber) 

           Stimmenthaltungen:     __________________ 

           Ungültige Stimmen:     __________________ 

           Zusammen:     __________________ 
 
Hiernach ist als Direktkandidat gewählt: __________________________________________________ 

 __________________________________________________ 

 __________________________________________________ 
 (Familienname, Vornamen, Anschrift – Hauptwohnung –) 

 
Einwendungen gegen das Wahlergebnis wurden 

 nicht erhoben. 

 erhoben, aber von der Versammlung zurückgewiesen. Über die Einzelheiten wurden erläuternde 
Niederschriften gefertigt, die als Anlage(n) Nr. ____ bis ____ beigefügt sind. 



 

 

 
 
Die Versammlung beauftragte __________________________________________________ 

 __________________________________________________ 
 (Familiennamen und Vornamen von 2 Teilnehmern) 

neben dem Leiter die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass die Aufstellung des Di-
rektkandidaten in geheimer Wahl erfolgt ist, alle stimmberechtigten Teilnehmer der Versammlung vor-
schlagsberechtigt waren und den Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihr Programm der 
Versammlung vorzustellen. 
 

__________________________, den _________ 
 

Der Leiter der Versammlung Der Schriftführer 

_______________________________________ _______________________________________ 

_______________________________________ _______________________________________ 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
 
                                                 
1 Bei Aufstellung von Bewerbern gemäß § 21 Absatz 2 SächsWahlG ist für jeden Wahlkreis eine gesonderte Niederschrift zu 

erstellen. 
2 Nichtzutreffendes streichen. 
3 Es empfiehlt sich, eine Anwesenheitsliste zu führen, aus der Vor- und Familiennamen und Anschriften der Teilnehmer her-

vorgehen. 
4 Nur auszufüllen, wenn es sich um eine Vertreterversammlung handelt. 
5 Wahlverfahren (z. B. einfache, absolute Mehrheit) angeben. 
6 Wenn nach dem Wahlverfahren vorgesehen. 



Anhang 6 
(zu Artikel 1 Nummer 31) 
Anlage 10A 
(zu § 30 Absatz 4 Nummer 3) 
 

Versicherung an Eides statt 
 
Wir versichern in Kenntnis der Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt dem 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises 

 
_________________________________________________________________________________ 
(Nummer und Name) 
 

an Eides statt, 
 
1.  dass die Mitgliederversammlung/Vertreterversammlung1 der  
 
 _______________________________________________________________________________ 
 (Name der Partei und ihre Kurzbezeichnung) 
 

im Wahlkreis ________________________  
 
am ______________________________ in _________________________________________ 
     (Ort) 
in geheimer Abstimmung beschlossen hat, 
 
_______________________________________________________________________________ 
 (Familienname, Vornamen, Anschrift – Hauptwohnung –) 
 
als Bewerber im Kreiswahlvorschlag der vorbezeichneten Partei für den oben genannten Wahlkreis 
zur Wahl zum ______ Sächsischen Landtag zu benennen; 
 

2.  dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war; 
 
3.  dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener 

Zeit vorzustellen. 
 

__________________________, den _____________ 
 

Der Leiter der Versammlung  Die von der Versammlung bestimmten  
2 Teilnehmer 

____________________________________  ______________________________________ 

____________________________________  ______________________________________ 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift 

und eigenhändige Unterschrift) 
 (Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
   
  ______________________________________ 

  ______________________________________ 
  (Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
 
 

1 Nichtzutreffendes streichen. 



Anhang 7 
(zu Artikel 1 Nummer 32 Buchstabe c) 
Anlage 11 
(zu § 30 Absatz 5) 

 
Rückseite des Formblatts für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag) 

Informationen zum Datenschutz 
 
Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 
1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die Mindestzahl von Unterstützungsunterschrif-

ten für Kreiswahlvorschläge nach § 20 Absatz 2 und 3 des Sächsischen Wahlgesetzes nachzuweisen. 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 2 Absatz 4 Sächsisches Da-
tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Daten-
schutz-Grundverordnung in Verbindung mit den §§ 20, 25 und 26 des Sächsischen Wahlgesetzes und den 
§§ 30, 31 und 32 Landeswahlordnung. 

 
2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunterschrift für 

den Kreiswahlvorschlag der Partei, der sonstigen politischen Vereinigung oder des Einzelbewerbers ist jedoch 
nur mit diesen Angaben gültig. 

 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen 

Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei, sonstige politische Vereinigung oder der Ein-
zelbewerber (___________________)1. 
 
Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbeschei-
nigung ist die Gemeinde, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Die Kontaktdaten des Daten-
schutzbeauftragten können bei der Gemeinde erfragt werden. Sie sind von der Gemeinde gemäß § 2 Absatz 
4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 37 Absatz 7 Datenschutz-Grundverordnung zu veröf-
fentlichen. 
 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten sind der Kreiswahlleiter (Postanschrift: ______________) und der 
Kreiswahlausschuss (Postanschrift: c/o Kreiswahlleiter _____________). 
Im Falle von Beschwerden gegen die Entscheidung des Kreiswahlausschusses oder bei Wahleinsprüchen 
können auch der Landeswahlausschuss, der Landeswahlleiter, der Sächsische Landtag, die sonstigen nach 
dem Wahlprüfungsgesetz am Verfahren Beteiligten sowie der Sächsische Verfassungsgerichtshof, in anderen 
Fällen auch andere Gerichte Empfänger der personenbezogenen Daten sein. 
 

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 3 Landeswahlord-
nung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf von sechs Monaten 
seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprü-
fungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahl-
straftat von Bedeutung sein können. 
 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Daten-

schutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Absatz 4 Säch-

sisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungs-

gesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Da-

tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Durch die Ausübung der vorbenannten Rechte wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 
 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig 

erfolgt, können Sie Beschwerden an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Postanschrift: Sächsischer 
Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden, E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 
 

___________________ 
1 Name und Kontaktdaten sind von der Partei oder der sonstigen politischen Vereinigung einzutragen. 



Anhang 8 
(zu Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe c) 
Anlage 14 
(zu § 35 Absatz 3 Nummer 1 und 2) 

 
Rückseite des Formblatts für die Zustimmungserklärung für Bewerber einer Landesliste 

Informationen zum Datenschutz 
 
Für die mit Ihrer Zustimmungserklärung angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 
1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber 

der Landesliste nach § 27 Absatz 4 des Sächsischen Wahlgesetzes und Ihre Wählbarkeit nach § 14 des 
Sächsischen Wahlgesetzes nachzuweisen. 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 2 Absatz 4 Sächsisches Da-
tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Daten-
schutz-Grundverordnung in Verbindung mit den §§ 14, 27 und 28 des Sächsischen Wahlgesetzes und den 
§§ 35, 36 und 37 Landeswahlordnung. 
 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Die Benennung in der Landesliste 
und die Wählbarkeitsbescheinigung sind jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der auf der Vorderseite angegebenen personenbezogenen Daten ist die 

den Wahlvorschlag und die Wählbarkeitsbescheinigung einreichende Partei (______________________)1. 
 
Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wählbarkeitsbe-
scheinigung ist die Gemeinde, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Die Kontaktdaten des Da-
tenschutzbeauftragten können bei der Gemeinde erfragt werden. Sie sind von der Gemeinde gemäß § 2 Ab-
satz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 37 Absatz 7 Datenschutz-Grundverordnung zu 
veröffentlichen. 
 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten sind der Landeswahlleiter (Postanschrift: Der Landeswahlleiter, 
Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Macherstraße 63, 01917 Kamenz; E-Mail: landeswahllei-
ter@statistik.sachsen.de) und der Landeswahlausschuss (Postanschrift: c/o Landeswahlleiter).  
Im Falle von Wahleinsprüchen können auch der Sächsische Landtag, die sonstigen nach dem Wahlprüfungs-
gesetz am Verfahren Beteiligten sowie der Sächsische Verfassungsgerichtshof, in anderen Fällen auch ande-
re Gerichte Empfänger der personenbezogenen Daten sein. 
 

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 4 Landeswahlord-
nung: Zustimmungserklärungen für Bewerber einer Landesliste und die Wählbarkeitsbescheinigungen sind 60 
Tage vor der Wahl des neuen Sächsischen Landtages zu vernichten. Der Landeswahlleiter kann zulassen, 
dass die Unterlagen früher vernichtet werden, soweit sie nicht für ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren 
oder für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können. 
 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Daten-

schutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Absatz 4 Säch-

sisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungs-

gesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Da-

tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Durch die Ausübung der vorbenannten Rechte wird Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber nicht zu-
rückgenommen und die ausgestellte Wählbarkeitsbescheinigung nicht ungültig (§ 27 Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 
2 des Sächsischen Wahlgesetzes). Die Rücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen sowie die Beseiti-
gung von Mängeln sind nur unter den Voraussetzungen des § 27 Absatz 5 in Verbindung mit §§ 23 bis 25 des 
Sächsischen Wahlgesetzes möglich. 

 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig 

erfolgt, können Sie Beschwerden an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Postanschrift: Sächsischer 
Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden, E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 

1 Name und Kontaktdaten sind von der Partei einzutragen 



Anhang 9 
(zu Artikel 1 Nummer 34) 
Anlage 15 
(zu § 35 Absatz 3 Nummer 3) 

 

 
Felder bitte ausfüllen oder  ankreuzen. 
Alle Angaben in Maschinen- oder Druckschrift 
 

Niederschrift 
über die Mitglieder-/Vertreterversammlung1 

zur Aufstellung der Bewerber für die Landesliste 
 

der _________________________________________ 
(Name der Partei und ihre Kurzbezeichnung) 

 
zur Wahl zum ___ Sächsischen Landtag 

 
_________________________________________________________________________________ 

(einberufende Stelle der Partei) 
hatte am  ________________________ durch _________________________________________ 

 (Form der Einladung) 
 eine Mitgliederversammlung der Partei im Freistaat Sachsen 

(Mitgliederversammlung zur Wahl der Bewerber für eine Landesliste ist eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zu-
sammentritts im Freistaat Sachsen zum Sächsischen Landtag wahlberechtigten Mitglieder.) 

 die Mitglieder der besonderen Vertreterversammlung 
(Besondere Vertreterversammlung ist eine Versammlung von Vertretern, die nach § 27 Absatz 5 in Verbindung mit § 21 
Absatz 1 Satz 3 des Sächsischen Wahlgesetzes  im Freistaat Sachsen für die Aufstellung der Bewerber gewählt wor-
den sind.) 

 die Mitglieder der allgemeinen Vertreterversammlung 
(Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung der Partei allgemein für bevorstehende Wahlen nach § 27 
Absatz 5 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Satz 4 des Sächsischen Wahlgesetzes gewählte Versammlung.) 

 
auf den ______________________, _____________ Uhr, 

nach ____________________________________________________________________________ 
(Anschrift des Versammlungsraumes mit Straße, Postleitzahl und Ort) 

 
  zur Aufstellung einer Landesliste 
  zur Änderung einer Landesliste 

einberufen. 
 
Erschienen waren ___________________ stimmberechtigte Mitglieder/Vertreter.1, 2 
 (Zahl)  
  

Die Versammlung wurde geleitet von: _____________________________________________ 
 (Vor- und Familienname) 
  

Die Versammlung bestellte zum Schriftführer: _____________________________________________ 
 (Vor- und Familienname) 
Der Versammlungsleiter stellte fest, 
 
1.  dass die Vertreter in Mitgliederversammlungen der Partei im Land  

in der Zeit vom _______________________ bis _______________________ 
 für die besondere Vertreterversammlung 
 für die allgemeine Vertreterversammlung 

gewählt worden sind;3 
 

2.   dass die Stimmberechtigung aller Erschienenen, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben ha-
ben, festgestellt worden ist 

  dass auf seine ausdrückliche Frage von keinem Versammlungsteilnehmer die Mitgliedschaft, die 
Vollmacht und das Wahlrecht eines Teilnehmers, der Anspruch auf Stimmberechtigung erhoben 
hat, angezweifelt wird; 

 
3.   dass nach der Satzung der Partei 

  dass nach den allgemein für Wahlen der Partei geltenden Bestimmungen 
  dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss 
 

als Bewerber gewählt ist, wer4 _____________________________________________________ 
 



 

 

4.  dass mit verdeckten Stimmzetteln geheim abzustimmen ist und dass jeder stimmberechtigte Teil-
nehmer auf dem Stimmzettel unbeobachtet den/die Namen des/der von ihm bevorzugten Bewer-
ber(s) und die Reihenfolge zu vermerken hat; 

 
5.  dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war; 
 
6.  dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm in angemessener Zeit vorzustellen. 
 
Die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge wurden in der Weise durchgeführt, dass 
über die Bewerber 
1. Nr. ___________________________________________________________ einzeln 
2. Nr. ___________________________________________________________ gemeinsam 
mit verdeckten Stimmzetteln abgestimmt worden ist. Für die Abstimmung wurden einheitliche Stimm-
zettel verwendet. Jeder anwesende stimmberechtigte Teilnehmer erhielt einen Stimmzettel. Die Ab-
stimmungsteilnehmer vermerkten den/die Namen des/der von ihnen gewünschten Bewerber(s) auf 
dem Stimmzettel und gaben diesen verdeckt ab. 
Nach Schluss der Stimmabgabe wurden die Stimmen ausgezählt, die gewählten Bewerber ermittelt 
und das Wahlergebnis bekannt gegeben.  
 
Die Wahl ergab, dass für die Landesliste folgende Bewerber in der nachstehenden Reihenfolge aufge-
stellt sind:5 
 
Lfd. 
Nr. 

Familienname 
Vornamen 

Beruf 
oder Stand 

Geburtsdatum 
Geburtsort 

Anschrift (Hauptwohnung) 
- Straße, Hausnummer 

- Postleitzahl, Ort 
1     

     

2     

     
usw. 
 
Einwendungen gegen das Wahlergebnis wurden 

 nicht erhoben 

 erhoben, aber von der Versammlung zurückgewiesen. Über die Einzelheiten wurden erläuternde 
Niederschriften gefertigt, die als Anlage(n) Nr. ____ bis Nr. ____ beigefügt sind. 

 
Die Versammlung beauftragte __________________________________________________ 

 __________________________________________________ 
 (Familiennamen und Vornamen von 2 Teilnehmern) 

neben dem Leiter die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass die Wahl der Bewerber 
und die Festlegung ihrer Reihenfolge auf der Landesliste in geheimer Wahl erfolgt ist, jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegenheit ge-
geben wurde, sich und ihr Programm der Versammlung vorzustellen. 

 
_________________________, den _________ 

 
Der Leiter der Versammlung Der Schriftführer 

_______________________________________ _______________________________________ 

_______________________________________ _______________________________________ 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
 
                                                           
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Es empfiehlt sich, eine Anwesenheitsliste zu führen, aus der Vor- und Familiennamen und Anschriften der Teilnehmer her-

vorgehen. 
3 Nur auszufüllen, wenn es sich um eine Vertreterversammlung handelt. 
4 Wahlverfahren angeben (z. B. einfache, absolute Mehrheit) 
5 Die Bewerber können unter Verwendung des nachfolgenden Schemas in einer Anlage aufgeführt werden, die fest mit der 

Niederschrift zu verbinden ist. 



Anhang 10  
(zu Artikel 1 Nummer 35) 
Anlage 15A 
(zu § 35 Absatz 3 Nummer 3) 
 

Versicherung an Eides statt 
 
Wir versichern in Kenntnis der Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt dem 
Landeswahlleiter des Freistaates Sachsen 

an Eides statt, 
 
1.  dass die Mitgliederversammlung/Vertreterversammlung1der 

_____________________________________________________________________________ 
(Name der Partei und Kurzbezeichnung) 
  
am ______________________________ in __________________________________________ 
      (Ort) 
 
die Bewerber für die Landesliste der vorbezeichneten Partei und ihre Reihenfolge auf der 
Landesliste zur Wahl zum ______ Sächsischen Landtag in geheimer Abstimmung festgelegt hat; 
 

2.  dass jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war;  
 
3.   dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener 

Zeit vorzustellen. 
 

__________________________, den _________ 
 
 

Der Leiter der Versammlung  Die von der Versammlung bestimmten  

2 Teilnehmer 

_____________________________________  ______________________________________ 

_____________________________________  ______________________________________ 
(Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift 

und eigenhändige Unterschrift) 
 (Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
   
  ______________________________________ 

  ______________________________________ 
  (Vor- und Familienname in Maschinen- oder Druckschrift und 

eigenhändige Unterschrift) 
 

1 Nichtzutreffendes streichen 



Anhang 11 
(zu Artikel 1 Nummer 36 Buchstabe c) 
Anlage 16 
(zu § 35 Absatz 5) 

 
Rückseite des Formblatts für eine Unterstützungsunterschrift (Landesliste) 

Informationen zum Datenschutz 
 
Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
 
1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die Mindestzahl von Unterstützungsunterschrif-

ten für eine Landesliste nach § 27 Absatz 1 des Sächsischen Wahlgesetzes nachzuweisen. 
 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 2 Absatz 4 Sächsisches Da-
tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Daten-
schutz-Grundverordnung in Verbindung mit den §§ 27 und 28 des Sächsischen Wahlgesetzes und den §§ 35, 
36, und 37 Landeswahlordnung. 

 
2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunterschrift für 

die Landesliste der Partei ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 
 
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen 

Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei (_______________)1. 
 
Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbeschei-
nigung ist die Gemeinde, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Die Kontaktdaten des Daten-
schutzbeauftragten können bei der Gemeinde erfragt werden. Sie sind von der Gemeinde gemäß § 2 Absatz 
4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 37 Absatz 7 Datenschutz-Grundverordnung zu veröf-
fentlichen. 
 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten sind der Landeswahlleiter (Postanschrift: Der Landeswahlleiter, 
Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Macherstraße 63, 01917 Kamenz; E-Mail: landeswahllei-
ter@statistik.sachsen.de) und der Landeswahlausschuss (Postanschrift: c/o Landeswahlleiter). 
Im Falle von Wahleinsprüchen können auch der Sächsische Landtag, die sonstigen nach dem Wahlprüfungs-
gesetz am Verfahren Beteiligten sowie der Sächsische Verfassungsgerichtshof, in anderen Fällen auch ande-
re Gerichte Empfänger der personenbezogenen Daten sein. 
 

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 3 Landeswahlord-
nung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf von sechs Monaten 
seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landeswahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprü-
fungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahl-
straftat von Bedeutung sein können. 
 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Daten-

schutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Absatz 4 Säch-

sisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungs-

gesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches Da-

tenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Durch die Ausübung der vorbenannten Rechte wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 
 
7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig 

erfolgt, können Sie Beschwerden an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Postanschrift: Sächsischer 
Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden, E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 

 

Name und Kontaktdaten sind von der Partei einzutragen



Anhang 12 
(zu Artikel 1 Nummer 37) 
Anlage 17A 
(zu § 42 Absatz 1 Satz 1) 

 
Wahlbekanntmachung 

 
 
1. Am _________________________________ findet die  

 
Wahl zum ______ Sächsischen Landtag 

 
statt. 
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.  

 
2. Die Gemeinde1 bildet einen Wahlbezirk. 
 Der Wahlraum wird in ________________________________ eingerichtet und ist barrierefrei/nicht 

barrierefrei2.  
  

Die Gemeinde3 ist in folgende _________ Wahlbezirke eingeteilt: 
             (Zahl) 
 
 Wahlbezirk 1: ___________________________ 

Wahlraum: ___________________________, barrierefrei/nicht barrierefrei2 
Wahlbezirk 2: ___________________________ 
Wahlraum: ___________________________, barrierefrei/nicht barrierefrei2 
Wahlbezirk 3: ___________________________ 
Wahlraum: ___________________________, barrierefrei/nicht barrierefrei2 
 
Die Gemeinde4 ist in ______allgemeine Wahlbezirke eingeteilt.5  

   (Zahl) 
 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit  
 vom __________________ bis ___________________ übersandt worden sind, sind der 

Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
Der Briefwahlvorstand/Die Briefwahlvorstände tritt/treten zur Zulassung der Wahlbriefe sowie zur 
Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses  

 um ______________ Uhr in __________________________ zusammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 

Wählerverzeichnis er eingetragen ist.  
 Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 

mitzubringen. Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.  
  

Gewählt wird mit amtlich hergestellten Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des 
Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.  

 Jeder Wähler hat eine Direktstimme und eine Listenstimme. Das Stärkeverhältnis der Parteien im 
Sächsischen Landtag errechnet sich nur aus der Anzahl der Listenstimmen. 

 Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
a) für die Wahl im Wahlkreis die Namen der Direktbewerber der zugelassenen 

Kreiswahlvorschläge, bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien außerdem den Namen der 
Parteien und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewerbers 
einen Kreis für die Kennzeichnung, 

b)  für die Wahl nach Landeslisten die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der zugelassenen 
Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.  

 Der Wähler gibt 
 seine Direktstimme in der Weise ab, 

 dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll,  

 und seine Listenstimme in der Weise, 
 dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 

auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 
 



Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem 
besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist.  

 In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein 

ausgestellt ist, 
 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 
 b) durch Briefwahl 
 teilnehmen. 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeinde einen amtlichen Stimmzettel, einen 

amtlichen Wahlumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen 
Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Wahlumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er 
dort spätestens am Wahltag bis 16.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen 
Stelle abgegeben werden. 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 13 Absatz 4 

des Sächsischen Wahlgesetzes). 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 

verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist 
strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
7.  In den Wahlbezirken ____________________ werden repräsentative Wahlstatistiken nach § 70 

oder § 722 der Landeswahlordnung durchgeführt.6 
 
 
____________________den _______ 
 
 
Die Gemeinde 
 
_____________________________ 
1 Für Gemeinden, die nur einen Wahlbezirk bilden. 
2 Nichtzutreffendes streichen. 
3 Für Gemeinden, die in wenige Wahlbezirke eingeteilt sind. 
4 Für Gemeinden, die in eine größere Zahl von Wahlbezirken eingeteilt sind. 
5 Wenn Sonderwahlbezirke gebildet sind, sind diese einzeln aufzuführen. 
6 Nur anzugeben, wenn in einzelnen Wahlbezirken repräsentative Wahlstatistiken nach § 70 oder § 72 

Landeswahlordnung durchgeführt werden. 
 



Wahlbekanntmachung (sorbisch)
 

Wozjewjenje wólbow 
 
 
1. Dnja _________________________________   

 
wólby do ______ Sakskeho krajneho sejma. 

Wólby traja wot 8.00 do 18.00 h .  
 
2. Gmejna1  jedyn wólbny wobwod. 
  ________________________________ a je/njeje bjez barjerow2.  
  

Gmejna3 so  _________ wólbnych wobwodow rozrjaduje: 
        ) 
 
 wólbny wobwod 1:___________________________ 

: ___________________________, je/njeje bjez barjerow2 
wólbny wobwod 2:___________________________ 

: ___________________________, je/njeje bjez barjerow2 
wólbny wobwod 3:___________________________ 

: ___________________________, je/njeje bjez barjerow2 
 
Gmejna4 so do ______  wólbnych wobwodow rozrjaduje.5  

                ( ) 
 
 ,  buchu wólbokmanym w dobje mjez __________________ a 

___________________ , , 
. 

 
so 

z  
w(e) ______________  _________________________ z . 

 
3. n  

zapisu wolerjow registrowany.   
 Wolerjo maja w u 

aja .  
  

 .  dóstanje, do 
wši .  

 .  jednotliwych stronow w 
. 

    
a) za wólby we wólbnym wokrjesu mjena di wolenych namjetow z 

wólbneho wokrjesa, z wólbneho wokrjesa ze stron 
strony a –  – namjetach z wólbneho 
wokrjesa nimo toho z  

 
b)   a –  – , a 

stajnje  kandidatow  
.  

 Woler woteda  
 z tym, 

 zo do jednoho z kruhow   
 woznamjeni, za kotreho kandidata ,   

  
 zo do jednoho z kruhow w prawym   

, za kotru   
 

 dyrbi woler we wólbnej kabinje w
 

. 
 



4. W n wólbow we 
wólbn su zjawne up, je-li 

 
 
5. Wolerjo, , 

  
 a) a abo 
 b) . 
 wólbnu wobalku 

za wólbny list wólbny list 
na adresu , 

kotra na dnju wólb
 

 
6. (§ 13 

 4 Sakskeho zakonja wo wólbach). 
 njewoprawnjeny 

so i jatby  . Pospyt je 
(§ 107a  aj 1 a 3 ). 

 
7.  We wólbnych wobwodach ____________________  so reprezentatiwne wólbne statistiki 

po § 70 abo § 722 porjada wo wólbach w kraju.6 
 
 
____________________, dnja _______ 
 
 
gmejna 
 
_____________________________ 
1 za gmejny,  n wólbny wobwod 
2 Š . 
3 za gmejny,  
4 za gmejny,  
5 Buchu- . 
6 , jeli so w jednotliwych wólbnych wobwodach reprezentatiwne wólbne statistiki po § 70 abo § 72 

porjada wo wólbach w kraju  



Anhang 13 
(zu Artikel 1 Nummer 39) 
Anlage 19 
(zu § 58 Absatz 1) 

 

 
       (Bitte Zutreffendes ankreuzen:) 

 Allgemeiner Wahlbezirk 

 Sonderwahlbezirk 

 Wahlbezirk mit beweglichem Wahlvorstand 
 
 

 

 
Wahlniederschrift 

über die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Wahl im Wahlbezirk 
der Wahl zum Sächsischen Landtag 

am _______________ 
 

1. Wahlvorstand 
 

Zu der Landtagswahl waren für den Wahlbezirk vom Wahlvorstand erschienen: 
 

Familienname Vornamen Funktion 

1. 
  

als Wahlvorsteher 

2. 
  

als stellv. Wahlvorsteher 

3. 
  

als Schriftführer 

4. 
  

als stellv. Schriftführer  

5. 
  

als Beisitzer 

6. 
  

als Beisitzer 

7. 
  

als Beisitzer 

8. 
  

als Beisitzer 

9. 
  

als Beisitzer 
 

Anstelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Wahlvorstandes ernannte der Wahlvorsteher 
folgende anwesende oder herbeigerufene Wahlberechtigte zu Mitgliedern des Wahlvorstandes und wies sie auf 
ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ih-
rer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin: 

 
Familienname Vornamen Uhrzeit 

1.   

2.   

3.   
 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 
 

Familienname Vornamen Aufgabe 
1.   

2.   

3.   

Gemeinde:  
Kreis:  

Wahlkreis:  

Wahlbezirk:  
(Name oder Nummer) 

Diese Wahlniederschrift ist vollständig auszufüllen 
und bei Punkt 5.6 von allen Mitgliedern des Wahl-
vorstandes zu unterschreiben.  
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2. Wahlhandlung 
2.1 Eröffnung der Wahlhandlung 

Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung da-
mit, dass er die anwesenden Mitglieder des Wahl-
vorstandes auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen 
Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegen-
heit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit be-
kannt gewordenen Angelegenheiten hinwies; er 
stellte die Erteilung dieses Hinweises an alle Beisit-
zer vor Aufnahme ihrer Tätigkeit sicher. Er belehrte 
sie über ihre Aufgaben. 
 
Abdrucke des Sächsischen Wahlgesetzes und der  
Landeswahlordnung lagen im Wahlraum vor.  
 

2.2 Vorbereitung des Wahlraums 
Damit die Wähler die Stimmzettel unbeobachtet 
kennzeichnen konnten, waren im Wahlraum Wahl-
kabinen oder Tische mit Sichtblenden oder Neben-
räume, die nur vom Wahlraum aus betretbar waren, 
hergerichtet: 

   (Bitte eintragen) 

 Zahl der Wahlkabinen oder Tische mit Sichtblenden:
 ______________________________ 

Zahl der Nebenräume: 

______________________________ 
Vom Tisch des Wahlvorstandes konnten die Wahl-
kabinen oder Tische mit Sichtblenden oder Eingänge 
zu den Nebenräumen überblickt werden. Die Aus-
stattung des Wahlvorstandes entsprach § 44 der 
Landeswahlordnung. 
 

2.3 Vorbereitung der Wahlurne 
Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlur-
ne in ordnungsgemäßem Zustand befand und leer 
war. 
 
Sodann wurde die Wahlurne (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 
 

  versiegelt.  
 

 verschlossen; der Wahlvorsteher nahm den 
Schlüssel in Verwahrung. 

 
2.4 Beginn der Stimmabgabe 

Mit der Stimmabgabe wurde um  
 

 
 
 
 
 

2.5 Berichtigungen aufgrund nachträglich ausge-
stellter Wahlscheine 
Vor Beginn der Stimmabgabe:  (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 
  Ein Verzeichnis über nachträglich ausge-

stellte Wahlscheine lag nicht vor. Das Wäh-
lerverzeichnis war nicht zu berichtigen.  

 
  Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte 

der Wahlvorsteher das Wählerverzeichnis 
nach dem Verzeichnis der nachträglich er-
teilten Wahlscheine, indem er bei den Na-
men der nachträglich mit Wahlscheinen 
versehenen Wahlberechtigten in der Spalte 

(Bitte eintragen:) 
 
 

______ Uhr _______ Minuten begonnen. 
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für die Stimmabgabe den Vermerk „Wahl-
schein“ oder den Buchstaben „W“ eintrug. 
Der Wahlvorsteher berichtigte auch die 
Zahlen der Abschlussbescheinigung der 
Gemeindebehörde; diese Berichtigung wur-
de von ihm abgezeichnet.  

 
Während der Stimmabgabe:  Der Wahlvorsteher berichtigte das Wähler-

verzeichnis später aufgrund der durch die 
Gemeindebehörde am Wahltag erfolgten 
Mitteilungen über die noch am Wahltag an 
erkrankte Wahlberechtigte erteilten Wahl-
scheine, indem er bei den Namen der noch 
am Wahltag mit Wahlscheinen versehenen 
Wahlberechtigten in der Spalte für die 
Stimmabgabe den Vermerk „Wahlschein“ 
oder Buchstaben „W“ eintrug. Der Wahlvor-
steher berichtigte auch die Zahlen der Ab-
schlussbescheinigung der Gemeindebehör-
de; diese Berichtigung wurde von ihm abge-
zeichnet. 

 
2.6 Ungültigkeit von Wahlscheinen  (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

  Der Wahlvorstand hat eine Mitteilung über 
die Ungültigkeit von Wahlscheinen nicht er-
halten.  

  Der Wahlvorstand wurde vom  

  ___________________________________
  

unterrichtet, dass folgende(r) Wahlschein(e) 
für ungültig erklärt worden ist/ sind:  

____________________________________ 
(Bitte Vor- und Familienname des Wahlscheininhabers 
sowie Wahlschein-Nummer eintragen) 

2.7 Beweglicher Wahlvorstand 
Im Wahlbezirk  (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

  war kein beweglicher Wahlvorstand tätig.  
   (Weiter bei Punkt 2.8) 

 
  war ein beweglicher Wahlvorstand tätig.  
   (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 Im Wahlbezirk befindet sich 
 das kleinere Krankenhaus/ Alten- oder Pflegeheim 

   _________________________________________ 
(Bezeichnung) 

 das Kloster 
   _________________________________________ 

(Bezeichnung) 
 die sozialtherapeutische Anstalt 

  _________________________________________ 
(Bezeichnung) 

 die Justizvollzugsanstalt 
  _________________________________________ 

(Bezeichnung) 
 

 für das/die die Gemeinde die Stimmabgabe vor einem 
beweglichen Wahlvorstand zugelassen hat.  
 Die personelle Zusammensetzung des/der beweglichen 
Wahlvorstandes/Wahlvorstände für die einzelne(n) An-
stalt(en) (drei Mitglieder des Wahlvorstandes einschließ-
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lich des Wahlvorstehers oder seines Stellvertreters) ist 
aus den dieser Niederschrift als 
 
 Anlagen Nr. ___________ bis ___________ 
 beigefügten besonderen Niederschriften ersichtlich. 

Der bewegliche Wahlvorstand begab sich zu der 
von der Gemeinde bestimmten Wahlzeit in die Ein-
richtung(en) und übergab dort den Wahlberechtig-
ten die Stimmzettel. Er wies die Wahlberechtigten, 
die sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen wollten, darauf hin, dass sie 
auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahl-
vorstandes als Hilfsperson in Anspruch nehmen 
können. Die Wähler hatten die Möglichkeit, den 
Stimmzettel unbeobachtet zu kennzeichnen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nach Prüfung der Wahlscheine warfen die Wähler 
ihre gefalteten Stimmzettel in die vom beweglichen 
Wahlvorstand mitgebrachte verschlossene Wahlur-
ne. Soweit ein Wähler es wünschte, warf der Wahl-
vorsteher oder sein Stellvertreter den gefalteten 
Stimmzettel in die Wahlurne. Der bewegliche Wahl-
vorstand vereinnahmte die Wahlscheine und brach-
te nach Schluss der Stimmabgabe die verschlosse-
ne Wahlurne und die eingenommenen Wahlscheine 
unverzüglich in den Wahlraum zurück. Hier verblieb 
die verschlossene Wahlurne bis zum Schluss der 
Wahlhandlung unter ständiger Aufsicht des Wahl-
vorstandes. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.8 Beweglicher Wahlvorstand im Sonderwahlbezirk 
Im Sonderwahlbezirk  (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

  war kein beweglicher Wahlvorstand tätig. 
 

  begab sich ein beweglicher Wahlvorstand in die 
Krankenzimmer und verfuhr wie unter 2.7 beschrie-
ben. 

 
2.9 Besondere Vorfälle während der Wahlhandlung  (Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

  waren nicht zu verzeichnen. 
 

  waren zu verzeichnen. Über die besonderen Vorfälle 
(z.B. Zurückweisung von Wählern in den Fällen des 
§ 47 Absatz 5 und 6 und des § 49 der Landeswahl-
ordnung) wurden Niederschriften angefertigt, die als 
Anlagen 

 

 Ablauf der Wahlzeit 
Um 18.00 Uhr gab der Wahlvorsteher den Ablauf der 
Wahlzeit bekannt. Danach wurden nur noch die im 
Wahlraum anwesenden Wahlberechtigten zur 
Stimmabgabe zugelassen. Der Zutritt zum Wahl-
raum wurde so lange gesperrt, bis der letzte der an-
wesenden Wähler seine Stimme abgegeben hatte. 
Sodann wurde die Öffentlichkeit wieder hergestellt. 

 

erklärte der Wahlvorsteher die Wahl für geschlos-
sen. 

Vom Wahltisch wurden alle nicht benutzten  

Nr. ______ bis _____ beigefügt sind. 

 
Um ________ Uhr _______ Minuten 
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Stimmzettel entfernt.  
 

3. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 
3.1 Leitung der Ergebnisfeststellung; Öffnung der 

Wahlurne 
Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnis-
ses wurden unmittelbar im Anschluss an die Stimm-
abgabe und ohne Unterbrechung unter der Leitung 
des  Wahlvorstehers/des stellvertretenden Wahlvor-
stehers vorgenommen. 
 
Zunächst wurde die Wahlurne geöffnet; die Stimm-
zettel wurden entnommen. 
 
Sie wurden mit dem Inhalt der Wahlurne(n) des/der 
beweglichen Wahlvorstandes/ Wahlvorstände ver-
mischt. 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 
 ja (kann nur zutreffen, wenn ein beweglicher 

Wahlvorstand tätig war; siehe dazu oben Punkt 2.7 
und 2.8) 
 

 nein (kann nur zutreffen, wenn kein beweglicher 
Wahlvorstand tätig war, siehe dazu oben Punkt 2.7 
und 2.8) 

 
Der Wahlvorsteher überzeugte sich, dass die Wahlur-
ne leer war. 
 

3.2 Zahl der Wähler 
a) Sodann wurden die Stimmzettel gezählt. 

 
Die Zählung ergab (Bitte Zahl eintragen) 
 
 ________ Stimmzettel (= Wähler insgesamt) 

 
 

 
b) Daraufhin wurden die im Wählerver-

zeichnis eingetragenen Stimmabgabe-
vermerke gezählt.  

 
Die Zählung ergab (Bitte Zahl eintragen) 

 
 _________ Stimmabgabevermerke 

 
c) Dann wurden die eingenommenen Wahlscheine  

gezählt. 
 (Bitte Zahl eintragen) 
Die Zählung ergab _________ Wahlscheine (= Wähler mit Wahlschein) 
 

  
 
b) + c) zusammen ergab _________ Personen. 
    

(Bitte Zutreffendes ankreuzen:) 

 Die Gesamtzahl b) + c) stimmte mit der Zahl der 
Stimmzettel unter a) überein. 

 Die Gesamtzahl b) + c) war  

 um ______ (Anzahl) größer 

 um ______ (Anzahl) kleiner 

 als die Zahl der Stimmzettel. 

Diese Zahl hinten in Abschnitt 4 bei  B 
eintragen.  

Diese Zahl hinten in Abschnitt 4 bei   B1 
eintragen.    
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Die Verschiedenheit, die auch bei wiederholter Zählung 
bestehen blieb, erklärt sich aus folgenden Gründen:  
(Bitte erläutern, soweit möglich) 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 
3.3 Zahl der Wahlberechtigten 

Der Schriftführer übertrug aus der Bescheinigung 
über den Abschluss des Wählerverzeichnisses  

 
 
die Zahl der Wahlberechtigten hinten in Abschnitt 4 
unter 
 
  der Wahlniederschrift. 
 

 Sofern der Wahlvorsteher Berichtigungen aufgrund 
nachträglich ausgestellter Wahlscheine vorgenom-
men hat (siehe Abschnitt 2.5), ist die berichtigte Zahl 
einzutragen. 

 
3.4 Zählung der Stimmen; Stimmzettelstapel 

Nunmehr bildeten mehrere Beisitzer unter Aufsicht 
des Wahlvorstehers folgende Stimmzettelstapel  
und behielten sie unter Aufsicht: 
 

3.4.1  
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Die nach den Landeslisten getrennten Stapel 
mit den Stimmzetteln, auf denen die Direkt- 
und Listenstimme zweifelsfrei gültig für den 
Bewerber und die Landesliste derselben 
Partei abgegeben worden war  

 
 
 
 

b) einen gemeinsamen Stapel mit  
- den Stimmzetteln, auf denen die Direkt- und 

die Listenstimme zweifelsfrei gültig für Be-
werber und Landeslisten verschiedener 
Wahlvorschlagsträger abgegeben worden 
waren      und 

- den Stimmzetteln, auf denen nur die Direkt- 
oder nur die Listenstimme jeweils zweifels-
frei gültig und die andere Stimme nicht 
abgegeben worden war, 

 

 
 
 
 
 

c) einen Stapel mit den ungekennzeichneten 
Stimmzetteln 

 
 

d) einen Stapel mit den Stimmzetteln, die An-
lass zu Bedenken gaben und über die später 
vom Wahlvorstand Beschluss zu fassen war. 

 
 

Der Stapel zu d) wurde ausgesondert und von ei-
nem vom Wahlvorsteher dazu bestimmten Beisit-
zer in Verwahrung genommen. 

 
 
 
 

3.4.2  

Die Beisitzer, die die nach Landeslisten geordneten 
Stapel zu a) unter ihrer Aufsicht hatten, übergaben 
die einzelnen Stapel zu a) in der Reihenfolge der 
Landeslisten auf dem Stimmzettel nacheinander zu 
einem Teil dem Wahlvorsteher, zum anderen Teil 
seinem Stellvertreter. Diese prüften, ob die Kenn-
zeichnung der Stimmzettel eines jeden Stapels 
gleich lautete und sagten zu jedem Stapel laut an, 
für welchen Bewerber und für welche Landesliste er 
Stimmen enthielt. Gab ein Stimmzettel dem Wahl-
vorsteher oder seinem Stellvertreter Anlass zu Be-
denken, so fügten sie den Stimmzettel dem Stapel 
zu d) bei.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

A 1 + A 2 
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3.4.3 Sodann übergab der Beisitzer, der den nach b)  
gebildeten Stapel unter seiner Aufsicht hatte,  
den Stapel dem Wahlvorsteher. 

 
3.4.3.1 

Der Wahlvorsteher legte die Stimmzettel zunächst 
getrennt nach Listenstimmen für die einzelnen 
Landeslisten und las bei jedem Stimmzettel laut vor, 
für welche Landesliste die Listenstimme abgegeben 
worden war. Bei den Stimmzetteln, auf denen nur 
die Direktstimme abgegeben worden war, sagte er 
an, dass die nicht abgegebene Listenstimme ungül-
tig ist, und bildete daraus einen weiteren Stapel. 
Stimmzettel, die dem Wahlvorsteher Anlass zu 
Bedenken gaben, fügte er dem Stapel zu d) bei. 
 
Danach zählten je zwei vom Wahlvorsteher be-
stimmte Beisitzer nacheinander die vom Wahlvor-
steher gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kon-
trolle durch und ermittelten  
die Zahl der für die einzelnen Landeslisten 
abgegebenen Stimmen  
sowie  
die Zahl der ungültigen Listenstimmen. 
 

Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als  
Zwischensummen II (ZS II) vom Schriftführer 
hinten in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen ein-
getragen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Zwischensummenbildung II – Listenstimmen -) 
 
 
= Zeilen F1, F2, F3 usw. in Abschnitt 4 
 
 
= Zeile E in Abschnitt 4 
 
 
 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 
 

3.4.3.2 
Anschließend ordnete der Wahlvorsteher die 
Stimmzettel aus dem Stapel zu b) neu, und zwar 
nach den für die einzelnen Bewerber abgegebe-
nen Direktstimmen. Dabei wurde entsprechend 
3.4.3.1 verfahren und 
 
die Zahl der für die einzelnen Bewerber abge-
gebenen Stimmen 
 
sowie 
 
die Zahl der ungültigen Direktstimmen 
ermittelt. 
Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als 
Zwischensummen (ZS II) vom Schriftführer hin-
ten in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen einge-

 
 
 
(Zwischensummenbildung II – Direktstimmen -) 
 
 
= Zeilen D1, D2, D3 usw. in Abschnitt 4 
 
 
 
 
= Zeile C in Abschnitt 4 
 
 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 

 
Nunmehr prüfte der Wahlvorsteher den Stapel zu 
c) mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, die 
ihm hierzu von dem Beisitzer, der sie in Verwah-
rung hatte, übergeben wurden. Der Wahlvorsteher 
sagte an, dass hier beide Stimmen ungültig sind.  

 
 
 
 
 
 

Danach zählten je zwei vom Wahlvorsteher be-
stimmte Beisitzer nacheinander je einen der zu a) 
und c) gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kon-
trolle durch und ermittelten  
die Zahl der für die einzelnen Bewerber  
die Zahl der für die einzelnen Landeslisten  
abgegebenen Stimmen sowie  
die Zahl der ungültigen Direktstimmen und  
die Zahl der ungültigen Listenstimmen.  

 
Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als  
Zwischensummen I (ZS I) vom Schriftführer hinten 
in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen eingetra-
gen. 

 
 
(Zwischensummenbildung I – ZS I) 
 
= Zeilen D1, D2, D3 usw. in Abschnitt 4 
= Zeilen F1, F2, F3 usw.in Abschnitt 4 
 
= Zeile C in Abschnitt 4 
= Zeile E in Abschnitt 4 
 
 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 
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tragen.  
 
3.4.4  

Die Zählung nach 3.4.2 und 3.4.3 verlief wie 
folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
Danach ergab sich Übereinstimmung zwischen 
den Zählungen. 
 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 
 
 

  Unstimmigkeiten bei den Zählungen haben sich 
nicht ergeben.  

 
  Da sich zahlenmäßige Abweichungen ergaben, 

zählten die beiden Beisitzer den betreffenden 
Stapel nacheinander erneut. 

 
 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 

 

3.4.5  
Zum Schluss entschied der Wahlvorstand über 
die Gültigkeit der Stimmen, die auf den übrigen in 
dem Stapel zu d) ausgesonderten Stimmzetteln 
abgegeben worden waren. Der Wahlvorsteher 
gab die Entscheidung mündlich bekannt und sag-
te jeweils bei gültigen Stimmen an, für welchen 
Bewerber oder für welche Landesliste die Stimme 
abgegeben worden war. Er vermerkte auf der 
Rückseite jedes Stimmzettels, ob beide Stimmen 
oder nur die Direktstimme oder nur die Listen-
stimme für gültig oder ungültig erklärt worden 
waren, und versah die Stimmzettel mit fortlaufen-
den Nummern.  
 
Die so ermittelten gültigen oder ungültigen 
Stimmen wurden als Zwischensummen III (ZS 
III) vom Schriftführer hinten in Abschnitt 4 einge-
tragen. 

 

(Zwischensummenbildung III – ZS III) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 
 

3.4.6 Der Schriftführer zählte die Zwischensummen der 
ungültigen Direkt- und Listenstimmen sowie der gül-
tigen Stimmen jeweils für die einzelnen Wahlvor-
schläge zusammen. Zwei vom Wahlvorsteher be-
stimmte Beisitzer überprüften die Zusammenzäh-
lung. 

 
3.5 Sammlung und Beaufsichtigung der Stimmzettel 

Die vom Wahlvorsteher bestimmten Beisitzer 
sammelten 

a) die Stimmzettel, auf denen die Direkt- und 
die Listenstimme oder nur die Direktstimme 
abgegeben worden waren, getrennt nach 
den Bewerbern, denen die Direktstimme zu-
gefallen war, 

b) die Stimmzettel, auf denen nur die Listen-
stimme abgegeben worden war, getrennt 
nach den Wahlvorschlägen, denen die 
Stimmen zugefallen waren, 

c) die ungekennzeichneten Stimmzettel und 
d) die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken  

gegeben hatten, 
 

je für sich und behielten sie unter Ihrer Aufsicht.  
Die in d) bezeichneten Stimmzettel sind als Anlagen 
unter den fortlaufenden Nummern 

 
beigefügt. 

 
3.6 Feststellung und Bekanntgabe des Wahlergebnisses  

Das im nachstehenden Abschnitt 4 der Wahlnie-
derschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahl-
vorstand als das Wahlergebnis im Wahlbezirk 
festgestellt und vom Wahlvorsteher mündlich be-

 
__________ bis _________ 
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kannt gegeben.  (Bitte durch Ankreuzen bestätigen)  
 
 

4. Wahlergebnis 
 

(Wahlniederschrift und Vordruck für die Schnellmel-
dung sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen 
Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmel-
dung (siehe Punkt 5.3) bei demselben Kennbuchsta-
ben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift 
bezeichnet sind.) 

 
Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis 
ohne Sperrvermerk „W“ (Wahlschein)1)  _______________________________ 

 
Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis mit 
Sperrvermerk „W“ (Wahlschein)1)  _______________________________ 

 
im Wählerverzeichnis insgesamt eingetra- 
gene Wahlberechtigte1)  ________________________________ 
 
Wähler insgesamt [vgl. oben 3.2 a)]  ________________________________ 
 
darunter Wähler mit Wahlschein  
[vgl. oben 3.2 c)]   ________________________________ 

 
 
 
 
                                                           
1)Sofern der Wahlvorsteher Berichtigungen aufgrund nachträglich ausgestellter Wahlscheine vorgenommen hat (siehe Abschnitt 2.5) sind die Zahlen der 

berichtigten Bescheinigung über den Abschluss des Wählerverzeichnisses bei  ,  und  einzutragen. A1 A2 A1 + A2 

Kennbuchstaben für die Zahlenangaben 

A1 

A2 

A1 + A2 

B 

B1 
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Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Direktstimmen) 
 

 
 

C 

 ZS I 
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) 

Insgesamt 

 
Ungültige Direktstimmen 

    

 
Gültige Direktstimmen: 

 
 
 

Von den gültigen Direktstimmen 
entfielen auf den Bewerber 
(Vor- und Familienname des Be-
werbers sowie Kurzbezeichnung 
der Partei/bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen das Kennwort – laut 
Stimmzettel –) 

ZS I 
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) 

Insgesamt 

 
D1 

 
1.    

    

 
D2 

 
2.    

    

 
D3 

 
3.    

    

 
D4 

 
4.    

    

 usw.     

 
D 

 
Gültige Direktstimmen insgesamt 

    

 
-> Summe C + D muss mit B übereinstimmen! 
 

Ergebnis der Wahl nach Landeslisten (Listenstimmen) 
 

 
E 

 ZS I  
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) 

Insgesamt 

 
Ungültige Listenstimmen 

    

 
Gültige Listenstimmen: 

 
Von den gültigen Listenstimmen ent-
fielen auf die Landesliste der 
(Kurzbezeichnung der Partei – laut
Stimmzettel–) 

ZS I  
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) 

Insgesamt 

F1 
 

1.    
    

 
F2 

 
2.    

    

 
F3 

 
3.    

    

 
F4 

 
4.    

    

usw.     

F 
 

Gültige Listenstimmen insgesamt 
    

 
-> Summe E + F muss mit B übereinstimmen! 
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5. Abschluss der Wahlergebnisfeststellung 
5.1 Besondere Vorkommnisse bei der Ergebnisfest-

stellung 
Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergeb-
nisses waren als besondere Vorkommnisse zu ver-
zeichnen:  

_______________________________________ 
 

_______________________________________ 
Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang 
folgende Beschlüsse: 

______________________________________ 
 

______________________________________ 
 

5.2 Erneute Zählung 
 

(Wenn keine Nachzählung stattgefunden hat, ist 
der gesamte Abschnitt 5.2 zu streichen.) 

 Das/Die Mitglied(er) des Wahlvorstandes   

  _____________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

 
beantragte(n) vor Unterzeichnung der Wahlnie-
derschrifteine erneute Zählung der Stimmen, weil 

________________________________________ 
 
________________________________________ 
 (Angabe der Gründe) 

 
 
 
 
 

Daraufhin wurde der Zählvorgang (vgl. Abschnitt 3.4) 
wiederholt. Das in Abschnitt 4 der Wahlniederschrift 
enthaltene Wahlergebnis für den Wahlbezirk wurde  

 
 
 
 
 
 
 
und vom Wahlvorsteher mündlich bekannt gegeben. 
 

 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt 
 

 berichtigt 
(Die berichtigten Zahlen sind in Abschnitt 4 mit an-
derer Farbe oder auf andere Weise kenntlich zu 
machen. Alte Zahlenangaben bitte nicht löschen 
oder radieren.) 

 

5.3 Schnellmeldung 
Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf den 
Vordruck für die Schnellmeldung nach dem Muster 
der Anlage 18 zur Landeswahlordnung übertragen 
und 

auf schnellstem Wege (z.B. telefonisch) 
 
______________________________________ 

(Bitte Art der Übermittlung eintragen) 

an die Gemeinde übermittelt. 

 

5.4 Anwesenheit des Wahlvorstandes 
Während der Wahlhandlung waren immer mindes-
tens drei, während der Ermittlung und Feststellung 
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des Wahlergebnisses mindestens fünf Mitglieder des 
Wahlvorstandes, darunter jeweils der Wahlvorsteher 
und der Schriftführer oder ihre Stellvertreter, anwe-
send. 
 

 
5.5 Öffentlichkeit der Wahlhandlung und  

Ergebnisfeststellung 
Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlergebnisses waren öffentlich. 
 

5.6 Versicherung zur Richtigkeit der Niederschrift 
Vorstehende Niederschrift wurde von allen Mitgliedern  
des Wahlvorstandes genehmigt und von ihnen unter-
schrieben. 
 

 Ort und Datum 
_______________________________________ 

 
Der Wahlvorsteher Die Beisitzer 

      ___________________________________ 

1.    ____________________________________ 

 

 

2.    ____________________________________ 

 

Der Stellvertreter 3.    ____________________________________ 

 

      ___________________________________ 4.    ____________________________________ 

 

 5.    ____________________________________ 

 

Der Schriftführer 6.    ____________________________________ 

      ___________________________________  
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5.7 Verweigerung der Unterschrift und Angabe 
von Gründen 
Das/Die Mitglied(er) des Wahlvorstandes 

 
 

verweigerte(n) die Unterschrift unter der  
Wahlniederschrift, weil

 
 

_________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

 _______________________________________ 
 

 
 
 
 
 

5.8 Bündelung von Stimmzetteln und Wahlschei-
nen 
Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle 
Stimmzettel und Wahlscheine, die nicht dieser Wahl-
niederschrift als Anlagen beigefügt sind, wie folgt ge-
ordnet, gebündelt und verpackt: 

_______________________________________ 
(Angabe der Gründe) 

 

 a) Ein Paket mit den Stimmzetteln, die nach den für 
die Wahlkreisbewerber abgegebenen Stimmen 
geordnet und gebündelt sind, 

 
b) ein Paket mit den Stimmzetteln, auf denen nur 

die Listenstimme abgegeben worden war, 
 

c) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimm-
zetteln, 

 
d) ein Paket mit den eingenommenen Wahlschei-

nen sowie 
 

e) ein Paket mit den unbenutzten Stimmzetteln. 
 

Die Pakete zu a) bis d) wurden versiegelt und mit 
dem Namen der Gemeinde, der Nummer des Wahl-
bezirks und der Inhaltsangabe versehen. 

 
5.9 Übergabe der Wahlunterlagen 

Dem Beauftragten der Gemeinde wurden am _________________ um _________ Uhr,  
übergeben 

 
– diese Wahlniederschrift mit Anlagen, 
– die Pakete wie in Abschnitt 5.8 beschrieben, 
– das Wählerverzeichnis, 
– die Wahlurne – mit Schloss und Schlüs-

sel – sowie 
– alle sonstigen dem Wahlvorstand von der 

Gemeinde zur Verfügung gestellten Gegen-
stände und Unterlagen. 

 
_______________________________________ 
(Unterschrift des Wahlvorstehers) 
 

  
 

Vom Beauftragten der Gemeinde wurde die Wahlniederschrift mit allen darin verzeichneten Anlagen am 
______________________, um ______________________ Uhr, auf Vollständigkeit überprüft und über-
nommen. 

 
 

__________________________________________ 
(Unterschrift des Beauftragten der Gemeinde) 

 
Achtung: Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift mit den Anlagen sowie die Pakete mit den wei-

teren Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind. 



Anhang 14 
(zu Artikel 1 Nummer 40) 
Anlage 21 
(zu § 61 Absatz 5) 

 
 
 
 

 

 
Wahlniederschrift 

über die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl 
bei der Wahl zum Sächsischen Landtag 

am _______________ 
 

1. Briefwahlvorstand 
 Zu der Landtagswahl waren zur Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl vom Briefwahlvorstand 
erschienen: 

 
Familienname Vornamen Funktion 

1. 
 

als Briefwahlvorsteher 

2. 
 

als stellv. Briefwahlvorsteher 

3. 
 

als Schriftführer 

4. 
 

als stellv. Schriftführer 

5. 
 

als Beisitzer 

6. 
 

als Beisitzer 

7. 
 

als Beisitzer 

8. 
 

als Beisitzer 

9. 
 

als Beisitzer 
 
 Anstelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Briefwahlvorstandes ernannte der Briefwahlvor-

steher folgende anwesende oder herbeigerufene Wahlberechtigte zu Mitgliedern des Briefwahlvorstandes und wies 
sie auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei 
ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin: 

 
Familienname Vornamen Uhrzeit 

1.   

2.   

3.   
 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 
 

Familienname Vornamen Aufgabe 
1.   

2.   

3.   

 
 
1) Eintragung je nachdem, ob der Briefwahlvorstand auf der Ebene des Wahlkreises, eines Kreises oder einer oder mehrerer Gemeinden 

eingesetzt ist. 
 

  

Briefwahlvorstand-Nr.: 

Gemeinde(n)1): 

Kreis1): 

Wahlkreis1): 

Diese Wahlniederschrift ist vollständig aus-
zufüllen und bei Punkt 5.6 von allen Mitglie-
dern des Briefwahlvorstandes zu unter-
schreiben. 



2. Zulassung der Wahlbriefe  

2.1. Eröffnung der Wahlhandlung 
Der Briefwahlvorsteher eröffnete die Wahlhand-
lung um 
damit, dass er die anwesenden Mitglieder des 
Briefwahlvorstandes auf ihre Verpflichtung zur 
unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und 
zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten hinwies; er stellte die Erteilung dieses 
Hinweises an alle Beisitzer vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit sicher. Er belehrte sie über ihre Aufga-
ben. 
Abdrucke des Sächsischen Wahlgesetzes und 
der Landeswahlordnung lagen im Wahlraum vor. 

 
(Bitte Uhrzeit eintragen) 
______ Uhr _______ Minuten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.2. Vorbereitung der Wahlurne 
Der Briefwahlvorstand stellte fest, dass sich die 
Wahlurne in ordnungsgemäßem Zustand befand 
und leer war. 

 
Sodann wurde die Wahlurne 
 

 
 
 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 versiegelt. 
 verschlossen; der Briefwahlvorsteher nahm den  

Schlüssel in Verwahrung. 

2.3. Anzahl Wahlbriefe; Ungültigkeit von  
Wahlscheinen 
Der Briefwahlvorstand stellte weiter fest, dass ihm 
von/vom 

 
 

Der Briefwahlvorstand stellte weiter fest, dass ihm 
 
 
 
 
 
 
 

Die in dem/ den Verzeichnis/ Verzeichnissen der 
für ungültig erklärten Wahlscheine und in dem/ 
den Nachträgen zu diesem/n Verzeichnis/ Ver-
zeichnissen aufgeführten Wahlbriefe wurden aus-
gesondert und später dem Briefwahlvorstand zur 
Beschlussfassung vorgelegt (siehe unten unter 
Punkt 2.5). 
 

 
 
(Bitte die zuständige Stelle eintragen) 
__________________________________________________ 
(Bitte Anzahl eintragen) 
_____________________ Wahlbriefe übergeben worden sind. 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine für ungültig 
erklärt worden sind, übergeben worden ist 

 _________________________________ (Anzahl)  
Verzeichnis/ Verzeichnisse der für ungültig erklärten 
Wahlscheine übergeben worden ist/ sind 

 _________________________________ (Anzahl)  
Nachtrag/ Nachträge zu diesem/n Verzeichnis/ Verzeich-
nissen übergeben worden ist/ sind. 

2.4. Am Wahltag eingegangene Wahlbriefe 
Die Wahlbriefe, die am Wahltag bei der auf dem 
Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle noch bis 
16.00 Uhr eingegangen waren, wurden dem 
Briefwahlvorstand überbracht. 

 
 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 Nein, es wurden keine noch bis 16.00 Uhr eingegangene 
Wahlbriefe überbracht. 
(weiter bei Punkt 2.5) 

 Ja, es wurden noch bis 16.00 Uhr eingegangene Wahl-
briefe überbracht. 
(Bitte die weiteren Eintragungen vornehmen) 

Ein Beauftragter des/der  
_______________________________________ 
überbrachte um _______ Uhr ___________ Minuten 
weitere _______________ (Anzahl) Wahlbriefe. 

2.5. Zulassung, Beanstandung und Zurückweisung 
von Wahlbriefen 

 



2.5.1. Ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied 
des Briefwahlvorstands öffnete die Wahlbriefe 
nacheinander, entnahm ihnen den Wahlschein 
und den Wahlumschlag und übergab beide dem 
Briefwahlvorsteher. 
 

 

2.5.2. Es wurden 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 
 keine Wahlbriefe beanstandet.  

Nachdem weder der Wahlschein noch der Wahlum-
schlag zu beanstanden war, wurde der Wahlumschlag 
ungeöffnet in die Wahlurne gelegt. Die Wahlscheine 
wurden gesammelt. 
(weiter bei Punkt 3)  

 insgesamt ________ (Anzahl) Wahlbriefe beanstandet. 
(weiter bei Punkt 2.5.3.) 

 
2.5.3. Von den beanstandeten Wahlbriefen wurden 

durch Beschluss zurückgewiesen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die zurückgewiesenen Wahlbriefe wurden samt 
Inhalt ausgesondert, mit einem Vermerk über den 
Zurückweisungsgrund versehen, wieder ver-
schlossen, fortlaufend nummeriert und der Wahl-
niederschrift beigefügt. 

(Bitte in den zutreffenden Fallgruppen die jeweilige Anzahl an zurück-
gewiesenen Wahlbriefen eintragen) 

_____ Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein 
gültiger Wahlschein beigelegen hat, 

_____ Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein Wahlum-
schlag beigefügt war, 

_____ Wahlbriefe, weil weder der Wahlbriefumschlag noch der 
Wahlumschlag verschlossen waren, 

_____ Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere 
Wahlumschläge, aber nicht die gleiche Anzahl gültiger 
und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides 
statt versehener Wahlscheine enthält, 

_____ Wahlbriefe, weil der Wähler oder die Hilfsperson die 
vorgeschriebene Versicherung an Eides statt zur 
Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben 
hat, 

_____ Wahlbriefe, weil kein amtlicher Wahlumschlag benutzt 
worden war, 

_____ Wahlbriefe, weil ein Wahlumschlag benutzt worden war, 
der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefähr-
denden Weise von den übrigen abwich oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthalten hat.  

Insgesamt: __________ (Anzahl) Wahlbriefe 

 
 

2.5.4. Nach besonderer Beschlussfassung wurden be-
anstandete Wahlbriefe zugelassen. 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 
 Nein. 

(weiter bei Punkt 3.)  
 Ja. Es wurden insgesamt 

_______ (Anzahl) Wahlbriefe nach besonderer Be-
schlussfassung zugelassen. Der/ die Wahlumschlag/ 
Wahlumschläge wurde/n ungeöffnet in die Wahlurne ge-
legt. Die Wahlscheine wurden gesammelt. War Anlass 
der Beschlussfassung der Wahlschein, so wurde dieser 
der Wahlniederschrift beigefügt. 

3. Ermittlung und Feststellung des  
Briefwahlergebnisses 
 

 

3.1. Öffnung der Wahlurne 
Nachdem alle bis 16.00 Uhr eingegangenen 
Wahlbriefe geöffnet, die Wahlumschläge ent-

 
 
(Bitte Uhrzeit eintragen) 



nommen und in die Wahlurne gelegt worden wa-
ren, wurde die Wahlurne um 
 
Die Wahlumschläge wurden entnommen. Der 
Briefwahlvorsteher überzeugte sich, dass die 
Wahlurne leer war. 

 
_______________ Uhr __________ Minuten geöffnet. 
 

3.2. Zahl der Wähler  

3.2.1. Sodann wurden die Wahlumschläge ungeöffnet 
gezählt. 

 
Die Zählung ergab 

 

 
 
(Bitte Zahl eintragen) 
_________________ Wahlumschläge   (= Wähler) 

 

3.2.2. Danach wurden die Wahlscheine gezählt. 
Die Zählung ergab 

(Bitte Zahl eintragen) 
__________________________ Wahlscheine. 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 Die Zahl der Wahlumschläge und der Wahlscheine 
stimmte überein. 
(weiter bei Punkt 3.2.3.)  

 Die Zahl der Wahlumschläge und der Wahlscheine 
stimmte nicht überein. 

Die Verschiedenheit, die auch bei wiederholter Zählung 
bestehen blieb, erklärt sich aus folgenden Gründen:  

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

3.2.3. Der Schriftführer übertrug die Zahl der Wähler in 
Abschnitt 4 Kennbuchstabe B der Wahlnieder-
schrift. 

 

 

3.3. Zählung der Stimmen; Stimmzettelstapel 
Nunmehr öffneten mehrere Beisitzer unter Auf-
sicht des Briefwahlvorstehers die Wahlumschlä-
ge, nahmen die Stimmzettel heraus, bildeten dar-
aus die folgenden Stapel und behielten sie unter 
Aufsicht: 
 

 

3.3.1.  
a) Die nach den Landeslisten getrennten Stapel mit 

den Stimmzetteln, auf denen die Direkt- und Lis-
tenstimme zweifelsfrei gültig für den Bewerber 
und die Landesliste derselben Partei abgegeben 
worden war, 

b) einen gemeinsamen Stapel mit 
 den Stimmzetteln, auf denen die Direkt- und die 

Listenstimme zweifelsfrei gültig für Bewerber 
und Landeslisten verschiedener Wahlvor-
schlagsträger abgegeben worden waren            
und  

  den Stimmzetteln, auf denen nur die Direkt- o-
der nur die Listenstimme jeweils zweifelsfrei gül-
tig und die andere Stimme nicht abgegeben 
worden war, 

c) einen Stapel mit leeren Wahlumschlägen und den 

 

Diese Zahl hinten in Abschnitt 4 bei Kennbuch-
stabe B = Wähler insgesamt, zugleich B1 ein-
tragen. 



ungekennzeichneten Stimmzetteln, 
d) einen Stapel aus Wahlumschlägen, die mehrere 

Stimmzettel enthalten, sowie 
e) einen Stapel aus Wahlumschlägen und Stimmzet-

teln, die Anlass zu Bedenken gaben und über die 
später vom Briefwahlvorstand Beschluss zu fas-
sen war. 
 
Die beiden Stapel zu d) und e) wurden ausgeson-
dert und von einem vom Briefwahlvorsteher dazu 
bestimmten Beisitzer in Verwahrung genommen. 
 

3.3.2. Die Beisitzer, die die nach Landeslisten geordne-
ten Stapel zu a) unter ihrer Aufsicht hatten, über-
gaben die einzelnen Stapel zu a) in der Reihen-
folge der Landeslisten auf dem Stimmzettel nach-
einander zu einem Teil dem Briefwahlvorsteher, 
zum anderen Teil seinem Stellvertreter. Diese 
prüften, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel 
eines jeden Stapels gleich lautete und sagten zu 
jedem Stapel laut an, für welchen Bewerber und 
für welche Landesliste er Stimmen enthielt. Gab 
ein Stimmzettel dem Briefwahlvorsteher oder sei-
nem Stellvertreter Anlass zu Bedenken, so fügten 
sie den Stimmzettel dem Stapel zu e) bei. 
 
Nunmehr prüfte der Briefwahlvorsteher den Sta-
pel zu c) mit den ungekennzeichneten Stimmzet-
teln und den leeren Wahlumschlägen, die ihm 
hierzu von dem Beisitzer, der sie in Verwahrung 
hatte, übergeben wurden. Der Briefwahlvorsteher 
sagte an, dass hier beide Stimmen ungültig sind. 
 
Danach zählten je zwei vom Briefwahlvorsteher 
bestimmte Beisitzer nacheinander je einen der zu 
a) und c) gebildeten Stapel unter gegenseitiger 
Kontrolle durch und ermittelten 

die Zahl der für die einzelnen Bewerber 

die Zahl der für die einzelnen Landeslisten 

abgegebenen Stimmen sowie 

die Zahl der ungültigen Direktstimmen und 

die Zahl der ungültigen Listenstimmen. 

Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als 
Zwischensummen I (ZS I) vom Schriftführer hin-
ten in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen ein-
getragen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Zwischensummenbildung I – ZS I) 
 
= Zeilen D1, D2, D3 usw. in Abschnitt 4 
 
= Zeilen F1, F2, F3 usw. in Abschnitt 4 

 

= Zeile C in Abschnitt 4 

= Zeile E in Abschnitt 4 

 
 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 
 

3.3.3. Sodann übergab der Beisitzer, der den nach b) 
gebildeten Stapel unter seiner Aufsicht hatte, den 
Stapel dem Briefwahlvorsteher. 
 

3.3.3.1 Der Briefwahlvorsteher legte die Stimmzet-
tel zunächst getrennt nach Listenstimmen für die 
einzelnen Landeslisten und las bei jedem Stimm-
zettel laut vor, für welche Landesliste die Listen-
stimme abgegeben worden war. Bei den Stimm-
zetteln, auf denen nur die Direktstimme abgege-
ben worden war, sagte er an, dass die nicht ab-
gegebene Listenstimme ungültig ist, und bildete 
daraus einen weiteren Stapel. Stimmzettel, die 
dem Briefwahlvorsteher Anlass zu Bedenken ga-
ben, fügte er dem Stapel zu e) bei. 
 
Danach zählten je zwei vom Briefwahlvorsteher 
bestimmte Beisitzer nacheinander die vom Brief-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



wahlvorsteher gebildeten Stapel unter gegenseiti-
ger Kontrolle durch und ermittelten 

die Zahl der für die einzelnen Landeslisten ab-
gegebenen Stimmen 

sowie  

die Zahl der ungültigen Listenstimmen. 

 

Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als 
Zwischensummen II (ZS II) vom Schriftführer 
hinten in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen 
eingetragen. 

 

3.3.3.2 Anschließend ordnete der Briefwahlvorste-
her die Stimmzettel aus dem Stapel zu b) neu, 
und zwar nach den für die einzelnen Bewerber 
abgegebenen Direktstimmen. Dabei wurde ent-
sprechend 3.3.3.1 verfahren und die 

Zahl der für die einzelnen Bewerber abgege-
benen Stimmen  

sowie 

die Zahl der ungültigen Direktstimmen 

ermittelt. 

Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als 
Zwischensummen II (ZS II) vom Schriftführer 
hinten in Abschnitt 4 in den genannten Zeilen 
eingetragen. 

 

(Zwischensummenbildung II – ZS II - Listenstimmen) 
 

= Zeilen F1, F2, F3 usw. in Abschnitt 4 
 

 

= Zeile E in Abschnitt 4 

 

 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 

 

 
 
 
 
(Zwischensummenbildung II – ZS II - Direktstimmen) 
 
= Zeilen D1, D2, D3 usw. in Abschnitt 4 
 

 

= Zeile C in Abschnitt 4 

 

 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 

 

3.3.4. Die Zählungen nach 3.3.2 und 3.3.3 verliefen wie 
folgt: 

 
 
 
 

Danach ergab sich Übereinstimmung zwischen 
den Zählungen. 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

 Unstimmigkeiten bei den Zählungen haben sich nicht 
ergeben. 

 Da sich zahlenmäßige Abweichungen ergaben, zählten 
die beiden Beisitzer den betreffenden Stapel nacheinan-
der erneut. 

 
 
 

 (Bitte durch Ankreuzen bestätigen) 
3.3.5. Zum Schluss entschied der Briefwahlvorstand 

über die Gültigkeit der Stimmen, die auf den übri-
gen in den Stapeln zu d) und e) ausgesonderten 
Stimmzetteln abgegeben worden waren. Der 
Briefwahlvorsteher gab die Entscheidung münd-
lich bekannt und sagte jeweils bei gültigen Stim-
men, für welchen Bewerber oder für welche Lan-
desliste die Stimme abgegeben worden war. Er 
vermerkte auf der Rückseite jedes Stimmzettels, 
ob beide Stimmen oder nur die Direktstimme oder 
nur die Listenstimme für gültig oder ungültig er-
klärt worden waren, und versah die Stimmzettel 
mit fortlaufenden Nummern. 

Die so ermittelten gültigen oder ungültigen Stim-
men wurden als Zwischensummen III (ZS III) 
vom Schriftführer hinten in Abschnitt 4 eingetra-
gen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 
 

 (Nach Eintragung durch Ankreuzen bestätigen) 

3.3.6. Der Schriftführer zählte die Zwischensummen der 
ungültigen Direkt- und Listenstimmen sowie der 
gültigen Stimmen jeweils für die einzelnen Wahl-
vorschläge zusammen. Zwei vom Briefwahlvor-

 



steher bestimmte Beisitzer überprüften die Zu-
sammenzählung. 

3.4. Sammlung und Beaufsichtigung der Stimmzet-
tel 
Die vom Briefwahlvorsteher bestimmten Beisitzer 
sammelten 

a) die Stimmzettel, auf denen die Direkt- und die 
Listenstimme oder nur die Direktstimme ab-
gegeben worden waren, getrennt nach den 
Bewerbern, denen die Direktstimme zugefal-
len war, 

b) die Stimmzettel, auf denen nur die Listen-
stimme abgegeben worden war, getrennt nach 
den Wahlvorschlägen, denen die Stimmen 
zugefallen waren, 

c) die leer abgegebenen Wahlumschläge und die 
ungekennzeichneten Stimmzettel, 

d) die Wahlumschläge, die Anlass zu Bedenken 
gegeben hatten, mit den zugehörigen Stimm-
zetteln, 
die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken ge-
geben hatten und 
die Wahlumschläge mit mehreren Stimmzet-
teln,  

je für sich und behielten sie unter ihrer Aufsicht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die in d) bezeichneten Wahlumschläge und Stimmzettel sind 
als Anlagen unter den fortlaufenden Nummern  

_______ bis _______ 

beigefügt. 

3.5. Feststellung und Bekanntgabe des Briefwahl-
ergebnisses 
Das im nachstehenden Abschnitt 4 der Wahlnie-
derschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Brief-
wahlvorstand als das Briefwahlergebnis festge-
stellt und vom Briefwahlvorsteher mündlich be-
kannt gegeben. 

 

 
4. Wahlergebnis 

 
(Wahlniederschrift und Vordruck für die Schnellmeldung 
sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des 
Wahlergebnisses sind in die Schnellmeldung (siehe Punkt 
5.3) bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem 
sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.) 

 
Wähler insgesamt [vgl. oben 3.2.1] _______________________________________ 

zugleich 

Wähler mit Wahlschein   _______________________________________ 
 
 

Kennbuchstaben für die Zahlenangaben 



Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Direktstimmen) 
 

 
C 

 
 
Ungültige Direktstimmen 

ZS I 
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) und e) 

Insgesamt 

 
Gültige Direktstimmen: 

 
Von den gültigen Direktstimmen ent-
fielen auf den Bewerber 
(Vor- und Familienname des Bewer-
bers sowie Kurzbezeichnung der Par-
tei/bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
das Kennwort – laut Stimmzettel –) 

 
ZS I 

Stapel a) und c) 

 
ZS II 

Stapel b) 

 
ZS III 

Stapel d) und e) 

 
Insgesamt 

 
D1 

 
1.    

   

D2 
 

2.    
   

D3 
 

3.    
   

D4 
 

4.    
   

usw.    

 
D 

 
Gültige Direktstimmen insgesamt 

    

 
-> Summe C + D muss mit B übereinstimmen! 

Ergebnis der Wahl nach Landeslisten (Listenstimmen) 
 

 
E 

 ZS I 
Stapel a) und c) 

ZS II 
Stapel b) 

ZS III 
Stapel d) und e) 

Insgesamt 

 
Ungültige Listenstimmen 

  

 
Gültige Listenstimmen: 

 
Von den gültigen Listenstimmen ent-
fielen auf die Landesliste der 
(Kurzbezeichnung der Partei – laut 
Stimmzettel–) 

 
ZS I 

Stapel a) und c) 

 
ZS II 

Stapel b) 

 
ZS III 

Stapel d) und e) 

 
Insgesamt 

F1 
 

1.    
  

F2 
 

2.    
  

 
F3 

 
3.    

    

 
F4 

 
4.    

  

usw.   

 
F 

 
Gültige Listenstimmen insgesamt 

  

-> Summe E + F muss mit B übereinstimmen! 
 
 

  



5. Abschluss der Wahlergebnisfeststellung 
5.1. Besondere Vorkommnisse bei der Ergebnis-

feststellung 
Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahl-
ergebnisses waren als besondere Vorkommnis-
se zu verzeichnen: 

 
 
 
 

Der Briefwahlvorstand fasste in diesem Zu-
sammenhang folgende Beschlüsse:  

 
 
___________________________________________________ 
 
___________________________________________________ 
 
___________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________ 
 
___________________________________________________ 

5.2. Erneute Zählung 
(Wenn keine Nachzählung stattgefunden hat, ist der 
gesamte Abschnitt 5.2 zu streichen.) 
Das / Die Mitglied(er) des Briefwahlvorstandes 

 
beantragte(n) vor Unterzeichnung der Wahlnie-
derschrift eine erneute Zählung der Stimmen, 
weil 

 
 
 
 

Daraufhin wurde der Zählvorgang (vgl. Ab-
schnitt 3.3) wiederholt. Das in Abschnitt 4 der 
Wahlniederschrift enthaltene Wahlergebnis für 
den Wahlbezirk wurde 

 
 
 
 
 

und vom Briefwahlvorsteher mündlich bekannt 
gegeben. 

 
 
 
________________________________________________ 

(Vor- und Familienname) 
 
___________________________________________________ 
 
___________________________________________________ 
 
____________________________________________________ 

(Angabe der Gründe) 
 
 
 
 
 
(Bitte Zutreffendes ankreuzen:) 

 mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt 
 

 berichtigt 
(Die berichtigten Zahlen sind in Abschnitt 4 mit ande-
rer Farbe oder auf andere Weise kenntlich zu machen. 
Alte Zahlenangaben nicht löschen oder radieren.) 

 
5.3. Schnellmeldung 

Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf 
den Vordruck für die Schnellmeldung nach dem 
Muster der Anlage 18 zur Landeswahlordnung 
übertragen und 

 

 
 
 
auf schnellstem Wege (z.B. telefonisch) 
______________________________________________ 

(Bitte Art der Übermittlung eintragen) 
 

an  ___________________________________________ 
(Bitte Empfänger eintragen) 

übermittelt. 

5.4. Anwesenheit des Briefwahlvorstandes 
Während der Wahlhandlung waren immer min-
destens drei, während der Ermittlung und Fest-
stellung des Briefwahlergebnisses mindestens 
fünf Mitglieder des Briefwahlvorstandes, darun-
ter jeweils der Briefwahlvorsteher und der 
Schriftführer oder ihre Stellvertreter, anwesend. 
 

 

5.5. Öffentlichkeit der Wahlbriefzulassung und 
Ergebnisfeststellung 
Die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermitt-
lung und die Feststellung des Wahlergebnisses 
waren öffentlich. 

 



 

5.6. Versicherung zur Richtigkeit der Nieder-
schrift 
Vorstehende Niederschrift wurde von den Mit-
gliedern des Wahlvorstandes genehmigt und 
von ihnen unterschrieben. 
 

 

 Ort und Datum 
_______________________________________ 

 
Der Wahlvorsteher Die Beisitzer 

      ___________________________________ 

1.    ____________________________________ 

 

 

2.    ____________________________________ 

 

Der Stellvertreter 3.    ____________________________________ 

 

      ___________________________________ 4.    ____________________________________ 

 

 5.    ____________________________________ 

 

Der Schriftführer 6.    ____________________________________ 

      ___________________________________  
 
 

 
 
 

 



5.7. Verweigerung der Unterschrift und Angabe von 
Gründen 
Das/Die Mitglied(er) des Briefwahlvorstandes verwei-
gerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, 
weil  

 

 
 
 
 
________________________________________________ 

(Vor- und Familienname) 
 
________________________________________________ 
 
________________________________________________ 
 
________________________________________________ 

(Angabe der Gründe) 
 

5.8. Bündelung von Stimmzetteln, Wahlumschlägen 
und Wahlscheinen 
Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle 
Stimmzettel, Wahlumschläge und Wahlscheine, die 
nicht dieser Wahlniederschrift als Anlagen beigefügt 
sind, wie folgt geordnet, gebündelt und in Papier ver-
packt:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Pakete wurden versiegelt und mit der Nummer 
des Briefwahlvorstandes sowie der Inhaltsangabe 
versehen.  
 

 
 
 
 
 
 
a) Ein Paket mit den Stimmzetteln, die nach den für die 

Wahlkreisbewerber abgegebenen Stimmen geordnet 
und gebündelt sind, 

b) ein Paket mit den Stimmzetteln, auf denen nur die Lis-
tenstimme abgegeben worden war, 

c) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, 
d) ein Paket mit den leer abgegebenen Wahlumschlägen 

sowie 
e) ein Paket mit den eingenommenen Wahlscheinen. 

5.9. Übergabe der Wahlunterlagen 
Der Gemeinde/dem Landkreis/dem Kreiswahlleiter 
wurden übergeben: 
 

 
am __________________, um _________________ Uhr,  
 
 diese Wahlniederschrift mit Anlagen, 
 die Pakete wie in Abschnitt 5.8 beschrieben, 
 das / die Verzeichnis/ Verzeichnisse der für ungültig 

erklärten Wahlscheine samt Nachträgen/ die Mitteilung, 
dass Wahlscheine nicht für ungültig erklärt worden 
sind, 

 die Wahlurne - mit Schloss und Schlüssel - sowie 
 alle sonstigen dem Briefwahlvorstand von dem/der  

(Bitte eintragen, z.B. Gemeinde) 
__________________________________________ 
zur Verfügung gestellten Gegenstände und Unterlagen. 

_______________________________________________ 
(Unterschrift Briefwahlvorsteher) 
  
Vom Beauftragten der Gemeinde/des Landkreises/des Kreiswahlleiters wurde die Wahlniederschrift mit allen darin ver-
zeichneten Anlagen am _______________________, um _________________________ Uhr, auf Vollständigkeit über-
prüft und übernommen. 
 
 
_______________________________________________ 
(Unterschrift des Beauftragten) 
 
Achtung: Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift mit den Anlagen sowie die Pakete mit den weiteren Unterlagen 
Unbefugten nicht zugänglich sind. 


